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Problemstellung und Empfehlungen

Gemeinsame Auf3en- und Sicherheitspolitik der EU:
Von der Transformation zur Resilienz

Die Gemeinsame Aul3en- und Sicherheitspolitik (GASP)
der Europdischen Union lebt. Zum grofRen Erstaunen
vieler Beobachter ldsst sich eine stark erhéhte konzep-
tionelle und praktische Aktivitdt in der Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) als ver-
traglich verankerter Bereich der GASP feststellen. Von
der Ristungsmarktentwicklung tiber die Terrorismus-
bekdmpfung bis hin zur Militdrischen Planungs- und
Fihrungsfihigkeit (MPCC) ist deutlicher Reformwille
zu verzeichnen. Dies zeugt von einer Integrations-
dynamik, die durch ein »Europa der verschiedenen
Geschwindigkeiten« beschleunigt wird und tber die
altbekannte Symbolpolitik des »kleinsten gemein-
samen Nenners« hinausgehen soll. Wie aber ist diese
Renaissance der GASP zu erkldren? Welche recht-
lichen und politischen Dynamiken tragen zu ihrer
Wiederbelebung bei?

Zum einen ist erstmals nach Jugoslawiens Zerfall
der Krieg nach Europa zuriickgekehrt, seit Russland
die Krim voélkerrechtswidrig annektierte. Dadurch
wichst die Erwartung, dass eine effektive europdische
Aulen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik ent-
wickelt wird. Weitere Faktoren sind die zunehmende
Unberechenbarkeit der USA, Grof3britanniens Austritt
aus der EU, Terrorismus, die Verwundbarkeit kriti-
scher Infrastrukturen sowie die Migrationskrise. Zum
anderen befindet sich die EU derzeit in einer internen
Legitimationskrise. Doch zeigen alle Umfragen, dass
die Biirgerinnen und Biirger Sicherheitsfragen hohe
Bedeutung beimessen und eine starke sicherheitspoli-
tische Rolle Europas wiinschen. Im Friithjahr 2017 hat
das Europdische Parlament die Staats- und Regierungs-
chefs der EU aufgefordert, »Koalitionen der Willigenc
zu bilden. Der Rat soll handlungsfihiger werden, in-
dem das Einstimmigkeitsprinzip schrittweise durch
das Mehrheitsprinzip und flexible Integration ersetzt
wird.

Die neue GASP unterscheidet sich fundamental von
ihrem Vorlédufer. In ihrer Globalen Strategie vom Juni
2016 gesteht die EU ein, dass sie ihren noch im Lissa-
bonner Vertrag aufgefithrten hohen transformatori-
schen Anspruch nicht einlésen kann: Bis auf weiteres
ist Europa nur begrenzt in der Lage, sein internatio-
nales Umfeld zu stabilisieren. Stattdessen avancierte
Resilienz zum zentralen Begriff der Strategie. Allgemein
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Problemstellung und Empfehlungen

wird darunter Widerstands- und Regenerationsfahig-
keit sowie Krisenfestigkeit verstanden. Das Konzept
trégt der Einsicht Rechnung, dass sich die internatio-
nale Umwelt gemdR den in Artikel 21 Absatz 2 EUV
vertraglich verankerten hohen Ambitionen kaum ge-
stalten ldsst. Angesichts dessen soll es die EU beféhi-
gen, ihre Werte in einer immer uniibersichtlicheren
Umwelt zu bewahren und gleichzeitig ihre Interessen
zu verfolgen.

Der Aufbau von Resilienz hat eine externe und eine
interne Dimension. Die entstehende Sicherheits- und
Verteidigungsunion wird auf drei Pfeilern ruhen,
ndmlich Sicherheitsunion, Verteidigungsunion und
EU-Nato-Zusammenarbeit. Sie ist zwar funktional
und regional variabel, fithrt aber dazu, dass politische
Macht sich in der GASP konzentriert und institutio-
nalisiert. Klassische Felder der Innenpolitik wie Cyber-
sicherheit, Migrationspolitik, aber auch Terrorismus-
bekdmpfung werden zu Aktionsfeldern der GASP.
Gleichzeitig werden die GASP und das auswartige
Handeln der EU immer stédrker verrechtlicht, im
Gegensatz zur nationalen Auflen- und Sicherheitspoli-
tik. Die europdische Rechtsgemeinschaft selbst wird
auch resilienter gegentiber politischen Handlungen
der Mitgliedstaaten, die grundlegenden Werten der
EU widersprechen. Der Europdische Gerichtshof
(EuGH) unterstiitzt diesen Prozess aktiv. Eine resiliente
Rechtsgemeinschaft ist notwendige Vorbedingung fiir
die Abwehr externer Gefahren.

Das neue »Europa der Sicherheit, das laut Kommis-
sionsprésident Juncker »schiitzt, starkt und verteidigt,
gewinnt immer mehr Zustimmung. Der Krisendiskurs
wird von einem Diskurs abgeldst, in dem ein »sicheres
Europac als Chance begriffen wird. Im Bresso-Brok-
Bericht vom Februar 2017 wird beschrieben, wie
weitere Integration innerhalb der Vertrage moglich
ist. Mit dem Austritt GroRbritanniens aus der EU wird
sogar eine Vertragsinderung wieder realistisch, wie
im Verhofstadt-Bericht vom Juli 2016 ausgefiihrt wird.
Verwaltungsreformen und projektbezogene Integra-
tionsfortschritte beseitigen jedoch nicht die strategi-
sche Uneinigkeit der Mitgliedstaaten. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in seinem Lissabon-Urteil das Kon-
zept der Integrationsverantwortung gepragt. Gemeint
ist die dauerhafte Ubernahme von Verantwortung fiir
die europiische Integration, bei der Ubertragung von
Hoheitsrechten und der Ausgestaltung der Entschei-
dungsverfahren, aber auch bei der Vertragsentwick-
lung. In vier Bereichen wiren Reformen notig:

Erstens: Eine den realen Moglichkeiten der EU an-
gepasste Interessendefinition durch ein europdisches
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Weildbuch zur Sicherheit und Verteidigung wiirde
strategische Klarheit schaffen und demokratische
Riickkopplung erleichtern. Die Priorititensetzung
sollte sich im neuen Mehrjdhrigen Finanzrahmen (MFR)
ab 2021 niederschlagen. Damit der nach innen wie
aullen wirkende europdische Rechtsraum gelingen
kann, sollten die Mitgliedstaaten die Rubrik IV »EU als
globaler Akteur« im MFR finanziell stark aufstocken.

Zweitens: Um eine resiliente Rechtsgemeinschaft
zu schaffen, sollten die Amter des Kommissionsprisi-
denten und des Hohen Vertreters fiir die Auf3en- und
Sicherheitspolitik der EU fusioniert werden. In diese
Richtung geht auch der Vorschlag, den Kommissions-
prasident Juncker in seiner Rede zur Lage der Union
2017 unterbreitete, nimlich die Amter der Prisidenten
der Kommission und des Europdischen Rats zusam-
menzulegen. Die Fusion wiirde alle GASP-Agenturen
und Arbeitsbereiche der AuRen-, Sicherheits- und
Verteidigungspolitik einschlieRen. Im Falle einer
Vertragsdnderung sollte dem EuGH eine vertraglich
verankerte Rolle im auswartigen Handeln sowie in
Fragen der GASP zugestanden werden. Die Rechtspre-
chungen des EuGH haben hierfiir den Weg bereitet.

Drittens: Im Entscheidungsprozess sollte das Ein-
stimmigkeitsprinzip durch Mehrheitsbeschliisse
ersetzt werden. Alternativ konnte die verstarkte Zu-
sammenarbeit nach Artikel 20 EUV durch neun Mit-
gliedstaaten angewandt werden. Eine stdrkere Kultur
der konstruktiven Enthaltungen wiirde ebenfalls die
Effizienz fordern. Dabei sollte die Interessendurch-
setzung zum Schutz der Rechtsgemeinschaft Prioritdt
haben und vertragswidriges Verhalten EU-intern stir-
ker sanktioniert werden. Uber eine inklusiv verstan-
dene intensivere Zusammenarbeit hinaus wére tiber
eine Kerngruppe nachzudenken, die aus der Euro-
gruppe und (in der Russlandpolitik) Polen bestdnde.
Eine engere Verflechtung in der Riistungsbeschaffung
sollte mit einer harmonisierten Riistungsexportpolitik
verbunden sein, um Wettbewerbsverzerrungen unter
den EU-Staaten zu vermeiden.

Viertens: Die neue GASP sollte parlamentarisch
kontrolliert werden, am besten tiber die Konferenz der
Ausschiisse fiir Gemeinschafts- und Europa-Angelegen-
heiten der Parlamente der EU-Mitgliedstaaten (COSAC).
Die Zusammenarbeit sollte den Prinzipien Konsens,
Informationsaustausch und Zustimmung folgen.
Kommission und Rat sollten verpflichtet werden, an
den interparlamentarischen Sitzungen teilzunehmen.
Die Mitwirkung des Europdischen Parlaments bei
Embargo- und Sanktionsverordnungen ist zwingend
notwendig.



EU als normative und imperiale Macht

Das alte Paradigma: Transformation

Das auswairtige Handeln der EU und die GASP der Ver-
gangenheit waren von hohen, oft auch illusiondren
Ambitionen geprégt.! In offiziellen Texten wie der
Europdischen Sicherheitsstrategie (ESS) von 2003, aber
auch in anderen Strategiedokumenten wie beispiels-
weise zur Europdischen Nachbarschaftspolitik brachte
die Union immer wieder den Anspruch zum Ausdruck,
ihr politisches Umfeld eigenstdndig zu gestalten und
in ihrer Nachbarschaft als stabilisierende und trans-
formierende Macht aufzutreten. Nie wieder sollte
Europa in eine Situation wie wihrend der Kriege im
ehemaligen Jugoslawien ab 1992 geraten, in der es
noch nicht einmal seine Interessen formulieren, ge-
schweige denn eigenverantwortlich handeln konnte.
Ein weiteres wichtiges Ziel lautete, dass Europa im-
stande sein sollte, seine Interessen auch global zu ver-
treten. So hatte sich in der Umwelt-, der Menschen-
rechts- und der Nahostpolitik immer deutlicher erwie-
sen, dass die Interessen und besonders die Priorititen
Europas und der USA voneinander abwichen. Die mit
dem Vertrag von Maastricht im Jahr 1993 geschaffene
GASP sollte Europa befidhigen, seine Interessen sowohl
in der europdischen als auch in der globalen Politik
mit Nachdruck durchzusetzen. In der wissenschaft-
lichen Debatte herrscht allerdings die These vor, die
GASP-Strukturen seien dysfunktional. Es wird vor den
Gefahren einer Desintegration? gewarnt, denn einer-
seits miissen Grundsatzbeschliisse nach wie vor ein-
stimmig gefasst werden, andererseits sind sich die
Mitgliedstaaten weiterhin uneins tiber die Rolle der
USA in Europa, tiber die Russlandpolitik der EU und
tiber ihre Migrationspolitik. Im Gegensatz dazu haben
Politik und Politikberatung an der Idee europdischer
Handlungsfihigkeit festgehalten.® Manche prominen-

1 Bis 2009 war die GASP in der Sdulenstruktur der EU als
deren »zweite Sdule« verankert. Im Vertrag von Lissabon ist
die GASP unter der Uberschrift »Allgemeine Bestimmungen
liber das auswartige Handeln der Union und besondere
Bestimmungen tiiber die Gemeinsame Auf3en- und Sicher-
heitspolitik« geregelt (Artikel 21 bis 46 EUV).

2 Douglas Webber, »How Likely Is It that the European Union
Will Disintegrate? A Critical Analysis of Competing Theoreti-
cal Perspectivess, in: European Journal of International Relations,
20 (2014) 2, S. 341-365.

3 Mark Leonard, Why Europe Will Run the 21st Century, London
2005.

te Wissenschaftler wie Andrew Moravcsik konstatieren
gar, die EU sei schon heute eine Supermacht und
werde dies auch fiir die ndchsten Dekaden bleiben.*

Die Gemeinsame AufRen- und Sicherheitspolitik
Europas scheint demnach nicht untergegangen zu
sein, als die mitgliedstaatlichen Prédferenzen im Zuge
der Osterweiterung zerfaserten. Offenbar lebt sie vor
allem in »Koalitionen der Willigen« aufRerhalb der
offiziellen GASP-Entscheidungsverfahren fort. Im
Vertrag von Lissabon 2009 wurde sie sogar weiterent-
wickelt und umfasst mittlerweile alle Bereiche der
AufRen- und Sicherheitspolitik (Artikel 24 Absatz 1
EUV). GemdR Artikel 42 Absatz 1 EUV ist die Gemein-
same Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP)
integraler Bestandteil der GASP und kann auf die
zivilen und militdrischen Fahigkeiten der Mitglied-
staaten fiir den gesamten Krisenzyklus von Krisen-
pravention bis Konfliktnachsorge zurtickgreifen.
Viele Instrumente des AuRenhandelns der EU - etwa
Beitrittsverhandlungen, Europdische Nachbarschafts-
politik, Handel mit anderen Lindern und Entwick-
lungspolitik - liegen im Geschéftsbereich der Euro-
pdischen Kommission. In den Worten des einstigen
Kommissionsprasidenten Barroso wurde die EU lange
Zeit als »nicht-imperiale Macht« verstanden, die sich
die Transformation ihrer internationalen Umwelt
zum Ziel gesetzt hat. Dieses Verstdndnis der EU als
einer »Transformationsmacht« kam in unterschied-
lichen Varianten zum Ausdruck. Sie stiitzten sich auf
rechtliche Bestimmungen im Vertrag von Lissabon
oder individuelle Politiken der EU.

EU als normative und imperiale Macht

Eine Variante der Idee von der EU als Transformations-
macht speist sich aus der vielzitierten These des briti-
schen Politikwissenschaftlers Ilan Manners,® die EU sei

4 Andrew Moravcsik, »Europe Is Still a Superpower. And It’s
Going to Remain One for Decades to Come, in: Foreign Policy,
13.4.2017, <http://foreignpolicy.com/2017/04/13/europe-is-still-
a-superpower/> (eingesehen am 30.5.2017).

5 Ian Manners, »Normative Power Europe. A Contradiction

in Terms?«, in: Journal of Common Market Studies, 40 (2002) 2,

S. 235-258; Kalypso Nicolaidis/Richard G. Whitman (Hg.),

SWP Berlin
GASP: Von der Transformation zur Resilienz
September 2017



Das alte Paradigma: Transformation

eine »normative Macht« und daher auRerordentlich
attraktiv fiir andere Staaten. Die einmaligen Umstdnde
ihrer Griindung, also die freiwillige Anndherung und
Souverdnititsabgabe der Staaten nach dem Zweiten
Weltkrieg, wirkten sich konstitutiv auf die Beschaf-
fenheit der EU, ihrer Werte und Normen® sowie deren
Verbreitung aus. Laut dieser Vorstellung unterliegt
die GASP keinen geographischen Einschrankungen,
sondern wird von den Werten Demokratie, Rechts-
staatlichkeit, universelle Giiltigkeit und Unteilbarkeit
der Menschenrechte sowie anderen hehren Zielen an-
geleitet (Artikel 21 Absatz 1 EUV). In der europdischen
rechtlichen und politischen Realitét findet sich eine
Reihe von Belegen, die diese Sicht auf die EU unter-
mauern.

Die Politiken der EU sind dem Verstdndnis der EU
als »soft power« verpflichtet. Sie konzentrieren sich auf
Menschenrechte (Ratsarbeitsgruppe Menschenrechte,
COHOM), Nichtverbreitung von Massenvernichtungs-
waffen und Abristung (Ratsarbeitsgruppen CODUN,
CONOP), Riistungsexportkontrolle (Ratsarbeitsgruppe
Konventionelle Riistungskontrolle, COARM), Terro-
rismusbekdmpfung (Ratsarbeitsgruppe Terrorismus,
COTER) und Voélkerrecht (Comité Juridique, COJUR).
Der Begriff normative Macht bezeichnet nach Manners
die Fahigkeiten eines Akteurs »to define what passes
for normal« in world politics«.” Diese bildeten die
»greatest power of all«,® da sie einen MaRstab fiir das
Handeln aller Akteure schiifen. Entsprechend ambi-
tioniert sind die verfassungsrechtlichen (Artikel 3
Absatz 5 EUV) und politischen (Artikel 21 Absatz 2
EUV) Zielvorgaben der EU.° In ihrem auswértigen

Special Issue on Normative Power Europe, Cooperation and
Conflict, 48 (2013) 2.

6 Siehe die Kopenhagener Kriterien: Europdischer Rat
Kopenhagen, 21.-22.6.1993, Schlussfolgerungen des Vorsitzes,
<http:|/g7.europa.eu/de/european-council/conclusions/pdf-
1993-2003/SCHLUSSFOLGERUNGEN-DES-VORSITZES_-EUROP
%C3%84ISCHER-RAT-KOPENHAGEN-21_-22_-JUNI-1993/>
(eingesehen am 30.5.2017).

7 Manners, »Normative Power Europe. A Contradiction in
Terms?« [wie Fn. 5], S. 253.

8 Ebd.

9 Ihre Ziele lauten: sWahrung der Werte, der grundlegenden
Interessen, der Sicherheit, der Unabhingigkeit und der Un-
versehrtheit der Union; Festigung und Férderung von Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und Grundsat-
zen des Volkerrechts; Friedenserhaltung, Konfliktverhiitung
und Stirkung der internationalen Sicherheit im Einklang
mit der Charta der Vereinten Nationen, der Schlussakte von
Helsinki und der Charta von Paris; Forderung nachhaltiger
Entwicklung in Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft und Um-
welt in den Entwicklungsldndern zur Beseitigung von Armut;
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Handeln nimmt die Menschenrechtspolitik einen
zentralen Stellenwert ein.'® Zur Umsetzung ihrer Ziele
verstdndigten sich die Mitgliedstaaten im Juni 2012
aufeine Menschenrechtsstrategie und einen Aktions-
plan. Unmittelbare praktische Bedeutung fiir die
Achtung der Menschenrechte hat die Politik der EU
auch dadurch erhalten, dass Menschenrechtsklauseln
in die Partnerschafts- und Kooperationsabkommen
sowie in die Assoziierungsabkommen eingefiigt wur-
den. Dies erlaubt es, bei schwerwiegenden Menschen-
rechtsverletzungen auf die ebenfalls in den neueren
Abkommen enthaltenen Suspendierungsklauseln
zuriickzugreifen. In der Beitrittspolitik sind es die so-
genannten Kopenhagener Kriterien, welche die hohen
Anforderungen zur Einhaltung von Menschenrechten
sowie Rechtsstaats- und Demokratieprinzipien zum
Ausdruck bringen.

Um die Fdhigkeit, ihre normativen Ziele zu ver-
folgen, wesentlich zu verbessern, fithrte die EU 1999
im Vertrag von Amsterdam zundchst das Amt eines
Hohen Vertreters fiir die GASP ein und ersetzte dieses
im Vertrag von Lissabon 2009 durch das Amt des Hohen
Vertreters der EU fiir Auf3en- und Sicherheitspolitik.
Dieser nimmt gleichzeitig die Positionen des Aufen-
kommissars und des Vizeprasidenten der Kommission
ein (was als »Doppelhut« bezeichnet wird). Einfluss auf
die Gestaltung der GASP iibt er durch seinen Vorsitz
aufallen Ebenen in den GASP-Formaten aus.!! Seit
dem 1. November 2014 bekleidet Federica Mogherini
das Amt, ihre Amtszeit endet am 31. Oktober 2019.
Als Vizeprdsidentin der Kommission hat sie den Vor-
sitz des Rats fiir Auswértige Angelegenheiten und der
entsprechenden Ratsarbeitsgruppe inne. Nicht nur

Forderung der Integration aller Linder in die Weltwirtschaft
und Abbau von Handelshemmnissen; Beitrag zu internationa-
len MaRnahmen, zum Umweltschutz und zur nachhaltigen
Bewirtschaftung der Ressourcen, um nachhaltige Entwick-
lung sicherzustellen; Katastrophenhilfe; Forderung einer
Weltordnung, basierend auf multilateraler Zusammenarbeit
und verantwortungsvoller Weltordnungspolitik.«

10 AufVorschlag der Hohen Vertreterin kann der Rat gemif3
Artikel 33 EUV mit qualifizierter Mehrheit einen EU-Sonder-
beauftragten (EUSB) fiir besondere politische Fragen ernen-
nen. So wurden im Laufe der Jahre ein Dutzend Sonderbeauf
tragte eingesetzt — nicht nur fiir Menschenrechte, sondern
auch fiir Afghanistan, die Afrikanische Union, Bosnien und
Herzegowina, die Georgienkrise und den stidlichen Kaukasus,
den Kosovo und anderes.

11 Zu den Auswirkungen der Finanz- und Schuldenkrise auf
die AufRenpolitik der EU siehe Ronja Kempin/Marco Overhaus
(Hg.), EU-AuRenpolitik in Zeiten der Finanz- und Schuldenkrise,
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, April 2013 (SWP-
Studie 9/2013).



dort, auch in regelmédfRigen Zusammenkiinften mit
den fiir Auswadrtiges zustdndigen Kommissaren kann
sie die GASP mit den tbrigen Bereichen des EU-AuRRen-
handelns enger verzahnen und besser auf die vertrag-
lich verankerten Ziele abstimmen.!? In der Praxis ist
der Europdische Auswaértige Dienst (EAD) mit seinen
iber 5500 Mitarbeitern und 139 Auslandsvertretun-
gen dafiir zustdndig, die vertraglich kodifizierten Ziele
der EU umzusetzen.'® Dafiir standen dem EAD 2016
etwa 600 Millionen Euro aus dem Gesamthaushalts-
plan der Union zur Verfiigung.'* Das Europdische
Parlament (EP), die Europdische Zentralbank (EZB)
und zahlreiche Agenturen der EU sind ebenfalls an-
gehalten, in ihren AuRenbeziehungen den normati-
ven Zielen Geltung zu verschaffen.

Auch gegeniiber internationalen Foren und Orga-
nisationen agiert die EU inzwischen selbstbewusster.
Gemal Artikel 15 Absatz 6 EUV nimmt der Prasident
des Europdischen Rates die Aullenvertretung der
EU in GASP-Angelegenheiten wahr, unbeschadet der
Befugnisse der Hohen Vertreterin. Dartiber hinaus
nimmt die EU sowohl an G7/G8- und G20-Gipfeltreffen
der Staats- und Regierungschefs als auch an G7/8-
AuRenministertreffen teil. Zu den Gipfeltreffen ent-
sendet sie den Prdsidenten des Europdischen Rates
und den Prasidenten der Europdischen Kommission,
zu den Aullenministertreffen die Hohe Vertreterin.
Zudem stellen die Mitgliedstaaten der EU die Hilfte
der OSZE-Mitgliedschaft und leisten gut zwei Drittel
der Beitragszahlungen. Politische Dialoge sind wich-
tige GASP-Instrumente, denn mit Informationsaus-
tausch und einer verstarkten Zusammenarbeit ldsst
sich Einfluss auf Verhalten und Positionierung der
Dialogpartner nehmen. Besondere Bedeutung haben
die Dialoge mit Regionalorganisationen erlangt, zum
Beispiel mit der Afrikanischen Union (AU) und dem
Verband Stidostasiatischer Nationen (Association of
Southeast Asian Nations, ASEAN). Die Fundamente
fiir die Politischen Dialoge werden in Assoziierungs-,

12 Marianne Riddervold, »(Not) in the Hands of the Member
States: How the European Commission Influences EU Security
and Defence Policies, in: Journal of Common Market Studies,

54 (2016) 2, S. 353-369.

13 European Union Institute for Security Studies (EUISS), YES
2017. EUISS Yearbook of European Security, Paris 2016; European
External Action Service, 2015 Annual Activity Report, Briissel,
26.5.2016, <https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/annual
_activity_report_2015_en.pdf> (eingesehen am 29.6.2017).

14 »EU General Budget, Section X, European External Action
Services, in: Official Journal of the European Union, L 51/2280,
28.2.2017, <http://eur-lex.europa.eu/budget/data/General/
2017/en/SEC10.pdf> (eingesehen am 30.5.2017).

EU als normative und imperiale Macht

Partnerschafts- und Kooperationsabkommen, Gemein-
samen Erklarungen oder Briefwechseln gelegt.

Die EU als Rechtsform sui generis ordnet sich selbst-
verstidndlich in internationale Rechtssysteme ein und
bezieht auch daraus ihre normative Macht und Glaub-
wiirdigkeit.!® So gilt etwa gemdif Artikel 34 Absatz 2
EUV: »Die Mitgliedstaaten, die auch Mitglieder des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen sind, stimmen
sich ab und unterrichten die iibrigen Mitgliedstaaten
sowie den Hohen Vertreter in vollem Umfang.« Im
Jahr 2011 hat die Generalversammlung der Vereinten
Nationen (VN) mit der Resolution 65/276 »Strengthen-
ing of the United Nations System: Participation of the
EU in the Work of the UN«!® die EU in ihre Arbeits-
strukturen aufgenommen. Laut dem vertraglich fest-
gelegten Anspruch der EU sind in ihrem auswértigen
Handeln weder Druckmittel noch Zwang zuldssig, um
eigene Interessen durchzusetzen. Die Verleihung des
Friedensnobelpreises im Jahr 2012 an die EU unter-
streicht die bisherigen Friedensleistungen Europas
und gab ihr den Zukunftsauftrag, die Globalisierung
mitzugestalten.

Eine andere Variante der Interpretation der EU als
Transformationsmacht sttitzt sich auf die These, dass
sich die EU »ohne Anleihen beim Ordnungsmodell der
Imperien«!” nicht verstehen lasse. Die Sozialwissen-
schaftler Herfried Miinkler sowie Ulrich Beck und
Edgar Grande bezeichnen die EU als »Imperiumc« be-
ziehungsweise »kosmopolitisches Empire« und setzen
sie damit von fritheren Grofireichen wie dem Briti-
schen Empire ab. Beck und Grande meinen »eine Form
von Herrschaftsausiibung, deren Charakteristikum
darin besteht, dass es dauerhaft die Beherrschung von
Nichtbeherrschten anstrebt«.!® Mit diesem zundchst
widerspriichlich erscheinenden Befund thematisieren
die Autoren, dass die EU ein freiwilliger Zusammen-
schluss von Staaten ist, fiir dessen Bestand ein starkes
Zentrum sorgen muss. Die europdische Auf3en- und
Sicherheitspolitik wird dabei (a) mit Hilfe formali-
sierter Zusammenarbeit, also den GASP-Verfahren,

15 Sibylle Scheipers/Daniela Sicurelli, »Normative Power
Europe: A Credible Utopia?«, in: Journal of Common Market
Studies, 45 (2007) 2, S. 435-457.

16 United Nations General Assembly, Participation of the
European Union in the Work of the United Nations, A|[RES|65/276,
New York, 3.5.2011.

17 Herfried Miinkler, Imperien: Die Logik der Weltherrschaft —
vom Alten Rom bis zu den Vereinigten Staaten, 4. Auflage, Hamburg
2007, S. 254.

18 Ulrich Beck/Edgar Grande, Das kosmopolitische Europa. Gesell-
schaft und Politik in der Zweiten Moderne, Frankfurt a.M. 2007,

S. 89.

SWP Berlin
GASP: Von der Transformation zur Resilienz
September 2017



Das alte Paradigma: Transformation

(b) durch ein enges Zusammenspiel der groRen Mit-
gliedstaaten sowie (c) iiber »Koalitionen der Willigen«
aullerhalb der Verfahren zusammengehalten.

a) Nicht die Zwangsgewalt einer Zentralmacht ist
Garant fiir die GASP, sondern die Verpflichtung,
gemeinsame Ziele zu befordern und alles zu unter-
lassen, was dem widerspricht (Artikel 24 Absatz 3
EUV). Es obliegt der Hohen Vertreterin, diese Koha-
renz im Auflenhandeln zu gewédhrleisten. So nahm
der Rat Mitte Mai 2014 Schlussfolgerungen zum
»umfassenden Ansatz«!° von AulRen-, Sicherheits-,
Verteidigungs- und Entwicklungspolitik an, um die
vertraglich vorgesehene Kohdrenz in der Konflikt-
regulierung zu stiarken und das gemeinsame Vor-
gehen der EU-Institutionen und -Mitgliedstaaten in
diesem Bereich zu verbessern.?’ Aus dem umfas-
senden Ansatz wurde mit der Globalen Strategie
von Juni 2016 der »integrierte Ansatz«. Der darin
enthaltene Anspruch, Kohdrenz im Krisenmanage-
ment der EU herzustellen, soll durch die neue
Einheit PRISM (Prevention of Conflicts, Rule of
Law/Security Sector Reform, Integrated Approach,
Stabilisation and Mediation) im EAD umgesetzt
werden.?!

b) Die Mitgliedstaaten verfiigen, ganz im Einklang mit
der Imperiumslogik, iiber jeweils spezifische Macht-
potentiale und gehen unterschiedlich tiefgreifende
Verpflichtungen ein.?? Im Kern der europdischen
Herrschaftsordnung stehen Deutschland und Frank-
reich, die gleichzeitig an allen politikfeldspezifi-
schen Regimen der EU beteiligt sind, wiahrend Lin-
der wie Griechenland oder die baltischen Staaten
eher als periphere Regelungsnehmer zu verstehen
sind. Zugleich allerdings miissen die méchtigsten
Staaten die stdrksten Einbufen an formaler Souve-
rdnitdt hinnehmen. Staaten wie Deutschland oder
Frankreich, frither auch Grof3britannien, tragen

19 Der Begriff s umfassender Ansatz« meint die koordinierte
Anwendung sdmtlicher EU-Finanzinstrumente durch die
jeweiligen Akteure und beschreibt die Arbeitsmethode der EU
im Krisenzyklus. Siehe Ronja Kempin/Ronja Scheler, Vom
»umfassenden« zum »integrierten Ansatz«, Berlin: Stiftung Wissen-
schaft und Politik, April 2016 (SWP-Studie 8/2016).

20 Rat der Européaischen Union, 3312. Tagung Auswdrtige
Angelegenheiten, Briissel, 12.5.2014, S. 18,
<www.consilium.europa.eufuedocs/cms_data/docs/pressdata/
DE/foraff/142824.pdf> (eingesehen am 30.5.2017).

21 Tobias Pietz, Flexibilisierung und »Stabilisierungsaktionen«: EU-
Krisenmanagement ein Jahr nach der Globalen Strategie, Berlin:
Zentrum fiir Internationale Friedenseinsatze (ZIF), September
2017 (Policy Briefing), S. 2.

22 Miinkler, Imperien [wie Fn. 17].
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aufgrund ihrer Grof3e und ihres politischen Ge-

wichts besondere Verantwortung, einen substan-

tiellen Beitrag zu konfliktbearbeitenden Maflinah-
men zu leisten.
¢) Dieser Verantwortung haben sich die wichtigsten

Linder in vielen Fillen auch gestellt. Das Krisen-

management auf dem Balkan, die Initiative zum

Kosovo-Serbien-Dialog, die Verhandlungen in der

EU+3 mit Iran tiber dessen Nuklearprogramm sowie

das Minsker Abkommen waren allesamt durch ein

hohes MaR an politischer und materieller Unter-
stiitzung durch die bedeutendsten Mitgliedstaaten
gekennzeichnet.?® Ein weiteres konstitutives

Merkmal des kosmopolitischen Imperiums Europa

ist laut Beck und Grande die bewusste Negation von

Gewalt.?* Die Union bilde ein Imperium »auf Ein-

ladungg, in dem sich Herrschaft auf freiwillige An-

erkennung und Unterwerfung unter die Regelun-
gen der EU griinde. Beispielsweise hatte die Bundes-
regierung im Vorfeld des Europdischen Rats vom

Dezember 2013 gemeinsam mit Frankreich und vor

dem Europdischen Rat vom Juni 2015 zusammen

mit Polen darauf hingewirkt, ambitionierte Ziele
fiir die Weiterentwicklung der GSVP zu formulie-
ren. Auch versucht sie die Visegradd-Staaten mit der

Formel »flexible Solidaritdt« in die Bearbeitung der

Migrationsfrage einzubeziehen, um sie davon zu

liberzeugen, die Regeln zu befolgen.

Das Imperium kennt zudem keine klare Unter-
scheidung zwischen innen und aulien. Auch »nicht-
beherrschte« Staaten werden mit Hilfe politischer
und 6konomischer Anreize an die Regeln gebunden.
So zahlt die EU rund drei Milliarden Euro an die Tiir-
kei fiir humanitére Hilfe und die Unterbringung von
Fliichtlingen.?> Diese Mittel sind eigentlich fiir Hilfs-
organisationen gedacht, doch ein betrdchtlicher Teil

23 Oliver Meier/Azadeh Zamirirad, Die Atomvereinbarung mit
Iran. Folgen fiir regionale Sicherheit und Nichtverbreitung, Berlin:
Stiftung Wissenschaft und Politik, August 2015 (SWP-Aktuell
70/2015); Susan Stewart, Die Zukunft der Minsker Vereinbarungen.
Umsetzung vorantreiben und Sanktionen gegen Russland stiitzen,
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Februar 2016 (SWP-
Aktuell 12/2016); Annegret Bendiek/Ronja Kempin, Europe’s
Foreign and Security Policy Adrift. Strengthening the Role of the EU-3,
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Dezember 2011
(SWP Comments 39/2011).

24 Beck/Grande, Das kosmopolitische Europa [wie Fn. 18].

25 Christian Geinitz, »EU zahlt Millionen an Fltichtlingshilfe
an den tlrkischen Staat, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung,
26.6.2017, <www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/
eu-fluechtlingshilfe-fliesst-tuerkischem-staat-unter-erdogan-
Zu-15077071.html> (eingesehen am 22.8.2017).



flie3t an den Staat selbst. Und auch fiir einen mog-
lichen Beitritt zur EU bekommt die Tiirkei immer
noch Geld. Zum Vergleich: Die gesamten Mittel, die
im Haushalt der EU fiir ihre AulRenbeziehungen vor-
gesehen sind (Rubrik IV, »Die EU als globaler Akteur«)
beliefen sich im Jahr 2016 auf 8,2 Milliarden Euro.2¢
Unter anderem umfassen sie Ausgaben der Union fiir
humanitédre Hilfe und Entwicklungshilfe, fiir Aufbau-
forderung in der Europdischen Nachbarschaftspolitik
(ENP) und fiir die Unterstiitzung der Beitrittskandida-
ten. Diese Mittel lassen sich als Indiz dafiir interpre-
tieren, dass die EU auf stindige Erweiterung angelegt
ist. Unterstrichen wird dies auch durch die offenen
und variablen rdumlichen Strukturen der Zugehorig-
keit (wie im Schengenraum oder in der Wirtschafts-
und Wihrungsunion) und durch die im Sinne von
Beck/Grande halbdurchldssigen Grenzen der imperia-
len Machtvorstellung (wie im Assoziierungs- und Stabi-
lisierungsprozess fiir Stidosteuropa).

Kritik am transformatorischen Ansatz

Gleichwohl kann der transformatorische Ansatz der
EU als weitgehend gescheitert betrachtet werden.?” Es
ist ihr nicht gelungen, die europdische Nachbarschaft
im Hinblick auf Konfliktregelung so zu beeinflussen,
dass die Folgen der teilweise katastrophalen Entwick-
lungen in den Staaten Afrikas oder des Mittleren
Ostens wirksam eingeddmmt und dadurch grofRere
Migrationsstrome verhindert werden.2® Nach wie vor
versuchen jeden Tag Hunderte von Migranten, der
Armut und Perspektivlosigkeit in ihren Heimatldndern
iiber die Mittelmeerroute zu entfliehen. Trotz aller

26 European Commission, Multiannual Financial Framework
2014-2020 and EU Budget 2014. The Figures, Luxemburg 2013,

S. 7, <http:/[bookshop.europa.eu/en/multiannual-financial-
framework-2014-2020-and-eu-budget-2014-pbKvV0413055/?
CatalogCategorylD=mpgKABstFogAAAEjbIUY4e5K> (einge-
sehen am 30.5.2017).

27 Vgl. Richard Youngs, »Is Hybrid Geopolitics the Next EU
Foreign Policy Doctrine?«, LSE Blogs, 19.6.2017, <http://blogs
Ise.ac.uk/europpblog/category/authors/richard-youngs/>
(eingesehen am 19.9.2017); Richard Youngs, Europe in the New
Middle East: Opportunity or Exclusion?, Oxford: Oxford University
Press, 2014.

28 Tobias Schumacher, »Uncertainty at the EU’s Borders:
Narratives of EU External Relations in the Revised European
Neighbourhood Policy towards the Southern Borderlands«,
in: European Security, 24 (2015) 3, S. 381-401; Steven Block-
mans, The Obsolescence of the European Neighbourhood Policy,
Stockholm: Swedish Institute for European Policy Studies,
Mai 2017 (Report Nr. 4).

Kritik am transformatorischen Ansatz

Mafnahmen der Demokratie- und Rechtsstaatsforde-
rung sowie der Konditionalitidtspolitiken gegentiber
den ENP-Staaten bleibt die Bilanz der Europdischen
Nachbarschaftspolitik negativ.?° Es gibt verschiedene
Griinde dafiir, dass der transformative Ansatz der EU
nur begrenzt umgesetzt werden kann. Davon seien
nur einige hier ausgefiihrt:

Erstens: Das Streben nach einer normativ gepriagten
Politik ist immer mit einem Machtanspruch der EU
gegeniiber anderen Regionalorganisationen und Wirt-
schaftsblocken verbunden. Die Mitgliedstaaten sind
aber vorrangig an Sicherheit und Wohlstandsmaxi-
mierung interessiert. Daher bestimmen hauptsdchlich
diese Faktoren das Handeln der EU-Lander.3° Weil aber
alle Staaten mitreden diirfen und jeder von ihnen
iiber die Moglichkeit des Einspruchs verfiigt, bilden
das auswirtige Handeln der EU und die GASP kaum
mehr als den Ausdruck des »kleinsten gemeinsamen
Nenners« der auseinanderstrebenden Interessen. Aus
Sicht der Realistischen Schule der Internationalen
Beziehungen steht die EU in der Verantwortung, ihre
Stellung in der Staatengemeinschaft zu sichern oder
auszubauen. V6lkerrechtlich gesehen ist die EU aber
kein souverdner Akteur und kann diesem Anspruch
daher nicht gerecht werden. Die EU-Vollmitgliedschaft
im Volkerrechtssystem ist vorerst nicht in Sicht.®!
Selbst der geplante Beitritt der EU zur Europdischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) ist strittig.

Zweitens: Die Mittel, welche unter der Ausgaben-
rubrik IV »Die EU als globaler Akteur« und fiir den
Europdischen Entwicklungsfonds fiir den transforma-
torischen Anspruch bereitgestellt wurden, reichen
nicht aus, um die hohen Erwartungen an die Trans-
formationskraft zu erfiillen. Fiir die 16 Staaten der
Europdischen Nachbarschaftspolitik beispielsweise
stehen insgesamt lediglich 15 Milliarden Euro, verteilt
auf die Jahre 2014 bis 2020, zur Verfiigung. Zudem
wurde die Politik, Beziehungen zur EU an wirtschaft-
liche und politische Konditionalititen zu kniipfen,

29 Vgl. Volker Perthes (Hg.), »Krisenlandschaften«. Konfliktkonstel-
lationen und Problemkomplexe internationaler Politik. Ausblick 2017,
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Dezember 2016.

30 Adrian Hyde-Price, »A »Tragic Actor<? A Realist Perspective
on »Ethical Power Europew, in: International Affairs, 84 (2008) 1,
S. 29-44 (30); Andreas Diir/Hubert Zimmermann, »Introduc-
tion: The EU in International Trade Negotiationsc, in: Journal
of Common Market Studies, 45 (2007) 4, S. 771-787.

31 Frank Hoffmeister, »Outsider or Frontrunner? Recent
Developments under International and European Law on the
Status of the European Union in International Organizations
and Treaty Bodies«, in: Common Market Law Review, 44 (2007),

S. 41-68 (41).
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deutlich geschwdcht - spitestens mit der Ansage des
Kommissionsprasidenten Jean-Claude Juncker Ende
2009, in seiner Amtszeit werde es keine Erweiterung
der Union geben. Als kompensatorische Mafinahme
soll ein neues Instrument der EU zum Fihigkeitsauf-
bau zivile und auch militdrische Sicherheitsakteure
unterstiitzen. Begriindet wird die Einfiihrung dieses
Instruments mit dem »umfassenden Ansatz« und der
Annahme, dass sich Sicherheit und Entwicklung
gegenseitig bedingen. Der Fihigkeitsaufbau soll alle
fiir Sicherheit und Justiz zustindigen Institutionen
einschliefRen. Das steht im Einklang mit der Mittei-
lung der Kommission und der Hohen Vertreterin tiber
»Elemente eines EU-weiten Strategierahmens zur
Unterstiitzung der Reform des Sicherheitssektors«3?
vom Juli 2016.

Drittens: Die Bilanz der GASP/GSVP-Missionen und
-Operationen ist bestenfalls gemischt.® Es liegt auf der
Hand, dass die EU Aufgaben im Krisenmanagement
nur dann tibernehmen kann, wenn die Mitgliedstaa-
ten entsprechende Fihigkeiten bereitstellen. Diese
werden koordiniert beschafft und der EU bei Bedarf
zur Verfiigung gestellt. Um langwierige Verhandlun-
gen im Vorfeld einer Operation zu vermeiden, wurde
2004 der Athena-Mechanismus geschaffen. Demnach
gilt fiir den Grofteil der Kosten: »Costs lie where they
fall.« Die Gemeinkosten werden nach Hohe des jewei-
ligen Bruttosozialprodukts aus den Haushalten der
beteiligten Mitgliedstaaten beglichen. Einsatzbedingte
zusdtzliche Kosten, etwa fiir entsandte Experten in
den zivilen Missionen der EU oder fiir bis zu 700 Sol-
daten in militdrischen EU-Operationen, werden nach
wie vor national bezahlt.

Gemadll dem Rahmenabkommen »Berlin Plus« vom
Mirz 2003 kann die EU bei Planung und Durchfiih-
rung militdrischer Operationen auf Mittel und Fahig-
keiten der Nato zuriickgreifen.?* Diese Moglichkeit hat
sie bisher in zwei ihrer Operationen genutzt, nimlich

32 European Commission, Joint Communication to the
European Parliament and the Council, Elements for an EU-wide
Strategic Framework to Support Security Sector Reform, StralRburg,
5.7.2016, <http:/[eur-lex.europa.eu/legal-content/en/TXT/?uri
=CELEX:52016JC0031> (eingesehen am 29.6.2017).

33 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
der Abgeordneten Doris Wagner et al., Weiterentwicklung der
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU, Druck-
sache 18/9364, Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode, Berlin,
14.9.2016.

34 EU-NATO: The Framework for Permanent Relations and Berlin Plus
[17.3.2017], <www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/
03-11-11%20Berlin%20Plus%20press%20note%20BL.pdf> (ein-
gesehen am 30.5.2017).
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Althea in Bosnien und Herzegowina sowie EUNAVFOR
MED Sophia im Mittelmeer. Solche Kooperationen
bleiben jedoch hochgradig abhdngig vom Willen der
Nato-Mitglieder zur Zusammenarbeit, wie etwa der
Tiirkei oder der USA. Immerhin wird derzeit im Rah-
men der Stdndigen Strukturierten Zusammenarbeit
(Permanent Structured Cooperation, PESCO) in der
GSVP iiber konkrete Planungen fiir einen stindigen
maritimen Verband nachgedacht.

Viertens: Der Hauptzweck der GSVP (Artikel 42 bis
46 EUV) als integraler Bestandteil der GASP besteht
darin, »eine auf zivile und militdrische Mittel gestiitz-
te Operationsfihigkeit« der Union zu gewdhrleisten.
Diese Fahigkeit kann die EU allerdings nur bei Missio-
nen aufderhalb ihres Gebiets einsetzen und auch nur
zum Zwecke der Friedenssicherung, Konfliktverhii-
tung und Stirkung der internationalen Sicherheit in
Ubereinstimmung mit den Grundsitzen der Charta
der VN.3> Derzeit unterhilt die EU zehn zivile Missio-
nen mit rund 2500 Kraften in zehn verschiedenen
Staaten des erweiterten Nachbarschaftsraums3® sowie
sechs militdrische Operationen mit rund 2400 Solda-
ten auf dem Balkan, im stidlichen Mittelmeer, in der
Zentralafrikanischen Republik, im Golf von Aden, in
Somalia und in Mali.?” Weil die Verfahren der GSVP
zur Umsetzung einer Mission langwierig sind, hat der
Rat erstmals eine Stabilisierungsaktion der EU in Mali
gemdl Artikel 28 EUV beschlossen, fiir die die Hohe
Vertreterin verantwortlich ist. In seinen Schlussfolge-
rungen zur GSVP vom Mai 2015 forderte der Rat fiir
Auswairtige Angelegenheiten die Mitgliedstaaten und
den EAD auf, bei Einstellung und Entsendung von
Personal mehr Unterstiitzung zu leisten. Deutschland
organisiert den Einsatz ziviler Experten in GASP/GSVP-
Missionen zusammen mit den Bundeslindern, ndim-
lich im Rahmen der Arbeitsgruppe Internationale
Polizeimissionen, und mit dem Zentrum fiir Inter-
nationale Friedenseinsitze (ZIF). Eine dem deutschen
Beispiel folgende europdische Institution fehlt aber
bislang. Auch stellt der GASP-Haushalt fiir diese Mis-

35 So wurden seit 2003 bislang rund 30 zivile und militari-
sche GSVP-Missionen und -Operationen in Europa, Asien und
Afrika durchgefiihrt. Vgl. hierzu European External Action
Service (EEAS), Military and Civilian Missions and Operations,
3.5.2016, <https:/[eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-
homepage[430/military-and-civilian-missions-and-operations
_en> (eingesehen am 29.6.2017).

36 Thierry Tardy, Civilian CSDP. What Next?, Paris: European
Union Institute for Security Studies (EUISS), November 2016
(Brief Issue Nr. 32/2016).

37 Vgl. EEAS, Military and Civilian Missions and Operations [wie
Fn. 35].



sionen im Jahr 2017 nur die bescheidene Summe
von 327 Millionen Euro zur Verfiigung.®® Artikel 41
Absatz 2 EUV regelt aber eine Ausnahme vom Grund-
satz, dass Mafinahmen der GASP aus dem Haushalt
der EU finanziert werden miissen. Diese betrifft Aus-
gaben fiir militdrische und verteidigungspolitische
Belange. Nach Auffassung des Juristischen Dienstes
des Rates ist es zuldssig, MalRnahmen zum Kapazitats-
aufbau von Partnern aus anderen Quellen zu finan-
zieren.* Jenseits des GASP-Haushalts sind indes nur
sehr limitierte Mittel fiir das Aullenhandeln der EU
vorgesehen. Zum einen handelt es sich dabei um
Instrumente aus der Rubrik IV (»Die EU als globaler
Akteur«) des EU-Haushalts, deren Volumen im Jahr
2016 bei 8,2 Milliarden Euro lag,*® zum anderen um
den Europdischen Entwicklungsfonds (European
Development Fund, EDF). Neue Finanzinstrumente
sind derzeit in Planung, beispielsweise Instrumente
zum Fahigkeitsaufbau oder der im Juni 2017 auf
den Weg gebrachte Verteidigungsfonds als Bestandteil
des Mehrjdhrigen Finanzrahmens.

Finftens: Zudem droht die GASP/GSVP von den
Mitgliedstaaten fiir ihre jeweiligen auf3enpolitischen
Agenden instrumentalisiert zu werden. Die Bekdmp-
fung der Piraterie am Horn von Afrika, wo die EU mit
der maritimen Operation EU NAVFOR Atalanta ein-
schritt, gilt als bislang einziger Fall, in dem die Union
allein tétig ist und »den kleinsten gemeinsamen
Nenner« der EU-27/28 vertritt. Anfang November 2008
beschloss die EU-28, im Rahmen der Mission European
Union Naval Force - Somalia (EU NAVFOR Somalia -
Operation Atalanta) Kriegsschiffe und Soldaten gegen
die Piraterie vor Somalias Kiiste zu entsenden und die
bisherige Nato-Operation Allied Provider abzuldsen,
die aus Schiffen der Standing NATO Maritime Group 2
gebildet worden war. Es besteht aber die Gefahr, dass
Atalanta nach dem Austritt Grof3britanniens aus der

38 European Commission, Report on Budgetary and Financial
Management of the European Commission (Section III of the EU
Budget), Financial Year 2016, Briissel 2017, <http://ec.europa.eu/
budget/library/biblio/documents/2016/Report_on_budgetary
_and_financial_management-2016_en.pdf> (eingesehen am
30.5.2017).

39 Harry Cooper, »EU Plans to Militarize Aid Pass Parliament
Hurdle, in: Politico, 13.7.2017, <www.politico.eu/article/eu-
plans-to-militarize-aid-pass-parliament-hurdle/> (eingesehen
am 27.7.2017); Markus Becker, »Friedensgelder fiirs Militére,
in: Spiegel Online, 11.7.2017, <www.spiegel.de/politik/ausland/

migration-eu-parlament-fuer-entwicklungshilfe-fuers-militaer-

a-1157165.html> (eingesehen am 27.7.2017).
40 European Commission, Multiannual Financial Framework
[wie Fn. 26], S. 7.

Kritik am transformatorischen Ansatz

Europdischen Union nicht mehr vom Operation Head-
quarters in Northwood bei London gefiihrt werden
kann. Dort ist ein Sicherheitszentrum eingerichtet
worden, das der Schifffahrt als Ansprechpartner bei
der Bekdmpfung der Piraterie am Horn von Afrika und
im Golfvon Aden dient. Kommandeur der Operation
Atalanta ist ein britischer Generalmajor.

Inzwischen besteht offiziell Konsens dartber, dass
sich die GASP zu einem Instrument weniger Mitglied-
staaten entwickelt. Dies hat seinen Niederschlag in
der Globalen Strategie der EU (European Union Global
Strategy, EUGS) sowie den Beschliissen der Staats- und
Regierungschefs seit 2016 gefunden. Schon frih befiir-
worteten einige Regierungsvertreter eine informelle
Arbeitsteilung zwischen EAD und Mitgliedstaaten. So
hatten GrofRbritannien und Deutschland eine Initia-
tive zu Bosnien und Herzegowina unternommen, die
EAD und Kommission nach Mandatierung durch den
Rat fortfithren. In Mali wiederum hatte zunéchst
Frankreich militdrisch interveniert, wurde dann aber
von der EU abgeldst. Diese Entwicklung ldsst sich
jedoch auch so interpretieren, dass die GASP lediglich
der verldngerte Arm nationaler AuRenpolitik ist.

Sechstens: Auch was den Kampf gegen hybride
Bedrohungen anbelangt, hat die EU nur dirftige
Resultate vorzuweisen. Diese Art Bedrohung zeichnet
sich durch eine Mischung von Zwang und Unterwan-
derung sowie konventioneller und unkonventioneller
Methoden seitens staatlicher und nichtstaatlicher
Akteure aus, ohne dass die Schwelle zu einem offiziell
erkldrten Krieg tiberschritten wird. Die politischen
Dialoge der EU mit Drittstaaten sind zwar auf Cyber-
sicherheitsfragen ausgeweitet worden, jedoch ergeb-
nislos geblieben. Berichten des Verfassungsschutzes
zufolge beheimaten Russland und China sogenannte
Proxys, also private Akteure wie Hacker, die im Auf-
trag der Regierung oder von ihr geduldet regelmaRig
Angriffe auf europdische Regierungsbehorden und
Unternehmen starten. Vertrauens- und sicherheits-
bildende MafRnahmen wurden auf den Ebenen von
VN und OSZE initiiert, doch haben Mitgliedstaaten
oftmals widerspriichliche Anliegen. Zudem bleibt das
Interesse der EU in diesen Gremien auf den kleinsten
gemeinsamen Nenner beschriankt. Aulerdem wurde
auf EU-Ebene ein Sanktionskatalog in Auftrag gegeben,
die sogenannte Cyber Diplomacy Toolbox.

Anders als die USA hat die EU noch nicht ernsthaft
in Betracht gezogen, China und Russland wegen an-
haltender Cyberangriffe mit konkreten Sanktionen zu
belegen. Um politische Ziele durchzusetzen, bedient
sich die Union verstdrkt restriktiver MaRnahmen, die
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sie in der Regel gegen Regierungsvertreter bestimmter
Drittstaaten sowie gegen Staatsfirmen und andere
juristische und natiirliche Personen richtet. Unter-
schieden wird zwischen Sanktionen, welche die EU
autonom beschlief3t (zum Beispiel gegen die ehema-
ligen Staatschefs von Tunesien und Agypten), und
solchen, die sie gemal} einem Beschluss des Sicher-
heitsrats der VN (etwa gegen Guinea-Bissau oder das
iranische Nuklearprogramm) zu verhdngen verpflich-
tet ist oder war. Oftmals liegt eine Mischform vor,

bei der die Union Sanktionen der VN umsetzt und die
Liste betroffener Staaten eigenhdndig erweitert, wie
die Beispiele Nordkorea oder Syrien zeigen.*! Die
Bemiihungen des Internationalen Strafgerichtshofs
(IStGH), gegen Menschenrechtsverletzungen in der
Welt vorzugehen, hat die EU nicht wesentlich voran-
getrieben. Der Gerichtshof konzentriert sich bislang
tiberwiegend auf Verfahren gegen Beschuldigte aus
afrikanischen Liandern. Allerdings hat die Union das
Potential des Gerichts als einem der wichtigsten
Instrumente globaler Ordnungspolitik bisher weder
in ihrer Politik gegeniiber Afrika noch gegeniiber
anderen Regionen ausgeschopft.#? Verglichen mit dem
hohen normativen Anspruch der EU in ihrem aus-
wartigen Handeln sieht die Realitédt in der multilate-
ralen Politik eher erniichternd aus.

Die insgesamt magere Bilanz transformatorischer
AuRenpolitik hat wesentlich dazu beigetragen, dass
man sich vermehrt Gedanken iiber eine strategische
Neuausrichtung der GASP macht. Realismus oder ein
an Prinzipien orientierter Pragmatismus — »principled
pragmatisme, wie es in der Globalen Strategie der
EU heilit - ist das Gebot der Stunde, nicht Utopismus
oder Idealismus.* »Transformation« ist alles in allem
wenig geeignet, um dem auswairtigen Handeln der
Union eine sinnstiftende Erzdhlung zu geben. Fest-
zustellen ist vielmehr, dass es in der Vergangenheit
weder eine iberzeugende Ausprigung einer norma-
tiven noch einer imperialen Macht EU gegeben hat.

41 Eine Ubersicht tiber die derzeit existierenden Sanktions-
regime der EU sowie eine Liste simtlicher mit Kontensperren
belegter Personen und Organisationen findet man auf der
Webseite des EAD, <http://eeas.europa.eu/cfsp/sanctions/docs/
measures_en.pdf> (eingesehen am 30.5.2017).

42 Vgl. hierzu grundlegend Denis M. Tull/Annette Weber,
Afrika und der Internationale Strafgerichtshof. Vom Konflikt zur
politischen Selbstbehauptung, Berlin: Stiftung Wissenschaft und
Politik, Mirz 2016 (SWP-Studie 2/2016).

43 European Union, Shared Vision, Common Action: A Stronger
Europe. A Global Strategy for the European Union’s Foreign and
Security Policy, Briissel, Juni 2016, S. 8, <www.mfa.gov.rs/eugs
_review_web.pdf> (eingesehen am 29.6.2017).
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Das neue Paradigma: Resilienz

Die Europdische Union hat Ende Juni 2016 eine neue
Globale Strategie fiir die AufRen- und Sicherheitspoli-
tik der EU angenommen und damit den normativen
Rahmen der gemeinsamen AufRen- und Sicherheits-
politik neu bestimmt. Das Autorenteam rund um die
damalige stellvertretende Direktorin des italienischen
Politikberatungsinstituts Istituto Affari Internazionali
(IAI), Nathalie Tocci, erkldrt unter dem Motto »Gemein-
same Vision, gemeinsames Handeln: Ein stdrkeres
Europa« den Aufbau von Resilienz,** also der Wider-
standsfihigkeit der EU gegen innere und duf3ere
Bedrohungen, zum tibergeordneten Ziel. Das rechtlich
unverbindliche Dokument hat die Europdische Sicher-
heitsstrategie von 2003 abgeldst.*> Der tragende analy-
tische Begriff Resilienz bezeichnet eine »Widerstands-
und Regenerationsfahigkeit« sowie »Krisenfestigkeitc
in Katastrophen- und anderen herausfordernden Situ-
ationen.*® Die Globale Strategie stellt hohe Anspriiche
an die Resilienz der Mitglied- und Nachbarstaaten

der EU: Resilienz beinhaltet nicht nur die Fihigkeit,
Angriffe abzuwehren, Schiden auszuhalten und zu
reparieren, sondern auch, Strukturen aufzubauen, in
denen solche Angriffe und Schiden gar nicht erst auf-
treten. Zu den Kernelementen zdhlt nach Auffassung
der Europdischen Kommission, »den Frieden zu for-
dern und die Sicherheit der EU und ihrer Biirger zu
garantieren, da die Sicherheit im Inneren vom Frieden
jenseits der EU-AuRengrenzen abhingt«.#’ Die Sicher-
heit der EU beginne in ihrem Innern.

44 Eine gelungene Heranfiihrung an den Begriff Resilienz
bieten Henrik Brinkmann et al., Okonomische Resilienz. Schliissel-
begriff fiir ein neues wirtschaftspolitisches Leitbild?, Giitersloh:
Bertelsmann Stiftung, Juli 2017. Siehe hierzu und im Folgen-
den auch Annegret Bendiek, Die Globale Strategie fiir die AufSen-
und Sicherheitspolitik der EU, Berlin: Stiftung Wissenschaft und
Politik, Juli 2016 (SWP-Aktuell 44/2016).

45 Ebd.

46 Michael Hanisch, Was ist Resilienz? Unschdrfen eines Schliissel-
begriffs, Berlin: Bundesakademie fiir Sicherheitspolitik, 2016
(Arbeitspapier Sicherheitspolitik Nr. 19/2016); zur soziologi-
schen Grundlegung des Begriffs siehe Ulrich Brockling, Gute
Hirten fiithren sanft — Uber Menschenregierungskiinste, Berlin 2017.
47 Europdische Kommission, Mogherini stellt globale Strategie
fiir die EU-Sicherheitsarchitektur vor, Pressemitteilung, 29.6.2016,
<https:|/ec.europa.eu/germany/news/mogherini-stellt-globale-
strategie-f%C3%BCr-die-eu-sicherheitsarchitektur -vor_de>
(eingesehen am 23.8.2017).

Das neue Paradigma: Resilienz

In der neuen Strategie der Union wird Resilienz als
umfassendes Konzept innerer und duflerer Sicherheit
verstanden, das »alle Individuen und die ganze Gesell-
schaft« einbezieht. Aus dieser Sicht muss eine resili-
ente Gesellschaft demokratisch sein, also auf dem Ver-
trauen in die staatlichen Institutionen und auf nach-
haltiger Entwicklung basieren. Hierzu bedarf es laut
der Globalen Strategie eines integrierten Ansatzes, der
alle relevanten Stakeholder einbindet und der ange-
messen von »gesellschaftlicher Resilienz« spricht.*®
Das neue Paradigma der Resilienz stellt eine bewah-
rende AulRen- und Sicherheitspolitik in den Vorder-
grund. Einige Beobachter sehen darin einen »Gegen-
entwurf zu transformativen Ansitzens,* andere
hingegen verbinden damit den konstruktiven
Vorschlag, den Widerspruch zwischen Stabilitits- und
Demokratieférderung durch auswértiges Handeln in
Drittstaaten zu iiberwinden.>® Vertreter dieser
Position setzen sich bewusst vom ehemaligen
Transformationsanspruch der EU ab.

Eine resiliente Union im Sinne der Globalen Strate-
gie ist vor allem durch zwei Aspekte gekennzeichnet:
zum einen die Idee, dufiere Risiken und Gefahren
abwenden zu konnen, zum anderen die Fahigkeit, in
den Nachbarstaaten der EU stabilisierend zu wirken.
Hier kommt indes der Anspruch zum Ausdruck, auch
weiterhin transformierend auf das Umfeld einzuwir-

48 In der wissenschaftlichen Debatte wird dies eher als zivile
Sicherheit verstanden: Emil J. Kirchner et al., »Civil Security
in the EU: National Persistence versus EU Ambitions?, in:
European Security, 24 (2015) 2, S. 287-303; Christopher C. Leite,
»Cooperation in EU Disaster Response and Security Provision:
Circulating Practices, in: European Security, 24 (2015) 4,

S. 560-578.

49 Vgl. die kritische Betrachtung bei Sven Biscop, A Strategy
for Europe’s Neighbourhood: Keep Resilient and Carry On?, Madrid:
Real Instituto Elcano, 16.1.2017, <www.realinstitutoelcano
.org/wps/portal/rielcano_en/contenido?WCM_GLOBAL_CONTE
XT=/elcano/elcano_in/zonas_in/ari4-2017-biscop-strategy-
europe-neighbourhood-keep-resilient-carry-on> (eingesehen
am 30.5.2017); Ana E. Juncos, »Resilience as the New EU
Foreign Policy Paradigm: A Pragmatist Turn?, in: European
Security, 26 (2017) 1, S. 1-18.

50 Vgl. die eher positive Einschdtzung von Wolfgang Wagner/
Rosanne Anholt, »Resilience as the EU Global Strategy’s New
Leitmotif: Pragmatic, Problematic or Promising?«, in: Contem-
porary Security Policy, 37 (2016) 3, S. 414-430.
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Das neue Paradigma: Resilienz

ken. Daraufthin wurde aus den Reihen der Wissen-
schaft der Vorwurf laut, dem Resilienzbegriff mangele
es an Klarheit. Hiufig werde in der Globalen Strategie
nicht deutlich gemacht, wer sich im Rahmen welcher
Mittel und wogegen genau als »resilient« erweisen
solle.’! In der Literatur und den Dokumenten finden
sich zwei unterschiedliche Deutungen des Begriffs, die
sich als externes und internes Resilienzverstindnis
bezeichnen lassen. Beide sind gleichermafen wichtig,
um die neue GASP angemessen zu erfassen.

Das externe Resilienzverstdndnis differenziert
zwischen Innen- und AufRenpolitik. Demnach bezieht
sich der Begriff Resilienz ausschlieRlich auf sicher-
heitsrelevante Probleme und bezeichnet die Fihigkeit,
Angriffen, Erschiitterungen und Herausforderungen
von aulRen standzuhalten. Hierzu gehoren Cyberatta-
cken aufkritische Infrastrukturen mitgliedstaatlicher
oder europdischer Institutionen, Natur- und Umwelt-
katastrophen, unkontrollierte Migrationsbewegungen
oder Terroranschlége.

Das interne Resilienzverstindnis trennt weder
zwischen Innen- und AufRenpolitik noch zwischen
sicherheitsrelevanten und anderen Herausforderun-
gen fiir die EU und ihre verbindlichen Rechtsakte
(Acquis). Fiir Resilienz bedeutsam sind alle Handlun-
gen, die Individuen und Institutionen gegen den
rechtlichen Besitzstand der Union richten. Neben
offenen Angriffen zdhlen dazu alle VerstdRe europé-
ischer Mitgliedstaaten oder anderer Rechtspersonen
gegen europdisches Recht. Zuletzt drohte die Euro-
pdische Kommission im Juli 2017, gegen Polen ein
Verfahren zum Stimmrechtsentzug auf europdischer
Ebene nach Artikel 7 EUV einzuleiten. Sollte die polni-
sche Regierung die umstrittene Justizreform in Kraft
setzen, verstieRRe sie damit in den Augen der Kommis-
sion sowohl gegen die polnische Verfassung als auch
gegen europdische Standards zur Unabhdngigkeit des
Justizwesens.

Die Sicherheits- und Verteidigungsunion

Europdische Widerstandskraft gegen innere und dul3e-
re Herausforderungen aufzubauen erfordert ein enges
Miteinander rechtlicher und politischer Initiativen.
Aus der wahrgenommenen Notwendigkeit, Resilienz
zu schaffen, erklért sich der politische Aktionismus
zur Umsetzung der Globalen Strategie der EU seit Juli

51 Ebd.
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2016.52 Ein Ergebnis ist die geplante Schaffung einer
Sicherheits- und Verteidigungsunion, die tiber die
GASP-Strukturen verantwortet wird, namentlich von
der Hohen Vertreterin fiir AuRen- und Sicherheits-
politik der EU und Vizeprésidentin der Kommission,
Federica Mogherini. Die Idee einer Sicherheits- und
Verteidigungsunion ist nicht neu, betraf frither aber
hauptsichlich die dufRere Dimension von Sicherheit.
Heute verbindet sie innere und dufere Sicherheits-
politiken und auch eine enge Zusammenarbeit von EU
und Nato.

Dieser Prozess lédsst sich mindestens 15 Jahre lang
zuriickverfolgen. Schon 2002 verkiindeten im dama-
ligen Europdischen Konvent die Auf3enminister
Deutschlands und Frankreichs, Joschka Fischer und
Dominique de Villepin, die Europdische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (ESVP) solle zu einer Sicher-
heits- und Verteidigungsunion fortentwickelt werden.>
Doch erst als die Briten im Juni 2016 entschieden, die
EU zu verlassen, nahm die deutsch-franzosische Initia-
tive Fahrt auf. In ihrem am 13. Juli 2016 veroffentlich-
ten Weillbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft
der Bundeswehr bekennt sich die Bundesregierung
dazu, die GSVP zu einer »Europdischen Sicherheits-
und Verteidigungsunion« weiterzuentwickeln. Die
deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen sprach sich im November 2016 fiir das Fernziel
einer Europdischen Sicherheits- und Verteidigungs-
union aus.>* Des Weiteren formulierte die Europdische
Kommission in ihrem Aktionsplan Verteidigung vom
November 2016 folgende Priorititen zur Umsetzung
des Resilienzanspruchs, die in erster Linie auf die
Sicherheit der Biirgerinnen und Biirger und des Terri-
toriums der EU gerichtet sind:* a) auf Krisen und
Konflikte in den Grenzregionen der EU zu reagieren,

52 European Union, Shared Vision, Common Action [wie Fn. 43];
European Parliament, European Defence — A Year on from the
Global Strategy, StraRburg/Briissel, 12.7.2017 (EP Briefing).

53 Gemeinsame deutsch-franzosische Vorschldge fiir den Europdischen
Konvent zum Bereich Europdische Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik, 22.11.2002. Siehe hierzu und im Folgenden auch Anne-
gret Bendiek, Das neue Europa der Sicherheit, Berlin: Stiftung
Wissenschaft und Politik, Mai 2017 (SWP-Aktuell 37/2017).
54 Ursula von der Leyen, »Die Europider miissen mehr Ver-
antwortung tibernehmenc, in: Der Tagesspiegel, 12.11.2016,
<www.tagesspiegel.de/politik/ursula-von-der-leyen-die-euro
paeer-muessen-mehr-verantwortung-uebernehmen/148345
96.html> (eingesehen am 14.6.2017).

55 Eine grundlegende Auseinandersetzung liefern Vincenzo
Pavone et al., »A Systemic Approach to Security: Beyond the
Tradeoff between Security and Liberty, in: Democracy and
Security, 12 (2016) 4, S. 225-246.



b) Fahigkeiten in Nachbarregionen aufzubauen und
¢) die EU und ihre Staatsbiirger zu schiitzen. Dazu ist
die GSVP urspriinglich aber nicht geschaffen worden.
Die Hohe Vertreterin sowie der Vizeprdsident der Euro-
pdischen Kommission, Jyrki Katainen, unterstiitzen
eine sicherheitspolitische Vertiefung. Im Januar 2017
plddierten sie dafiir, die EU zu einer echten Verteidi-
gungsunion auszubauen, die nicht auf die EU-27 be-
grenzt ist.5¢ Die Sicherheit der Union konne nur durch
MafRnahmen im Auf3enbereich und eine enge Zusam-
menarbeit mit der Nato verbessert werden. Das ist
zwar in den einschldgigen Vertragen nicht vorgesehen,
aber heute durchaus politisch gewollt.
Verteidigungsunion und Sicherheitsunion sind
bisher vertraglich klar voneinander getrennt. Beim
Projekt Sicherheitsunion handelt es sich um eine
mafgeblich von der Kommission vorangetriebene
Initiative, die sich zwar in erster Linie auf origindre
Fragen der Innen- und Justizpolitik bezieht, aber
auch eine stirkere Verbindung von innerer und duf3e-
rer Sicherheit zum Ziel hat. Die Verteidigungsunion
dagegen ist ein politisches Projekt von AufRen- und
Verteidigungsministern. Diese formale Trennung wird
in der Cybersicherheitspolitik und der Migrations-
politik durchbrochen. Diese Politiken bilden Schnitt-
stellen zwischen den GrofRprojekten der inneren und
dulderen Sicherheit sowie von Innen-, Auf3en- und Ver-
teidigungspolitik im europdischen Mehrebenensystem.
Die Union soll verstirkte Widerstandskraft (Resilienz)
entwickeln, das heif3t die Fahigkeit, besser auf Terror-
anschlége, illegale Migration, Verdnderungen im Cyber-
raum und hybride Bedrohungen zu reagieren. Um
diesen Anspruch einzuldsen, soll neuerdings der »inte-
grierte Ansatzs, also die kohdrente Nutzung militdri-
scher, ziviler und wirtschaftlicher Instrumente, eben-
so dienen wie die stirkere Vernetzung innerer und
dufderer Sicherheit. Deutschland, Frankreich und Polen,
die Staaten des Weimarer Dreiecks, schlugen sogar im
August 2016 vor, ein eigenstidndiges Format des Euro-
pdischen Rats zu schaffen, das sich ausschlief3lich mit
Fragen innerer und duf3erer Sicherheit beschaftigt.5”

56 Federica Mogherini/Jyrki Katainen, »Wir sollten die EU

zu echter Verteidigungsunion entwickelng, in: Die Welt,
27.1.2017, <www.welt.de/debatte/kommentare/article161
587224[Wir-sollten-die-EU-zu-echter-Verteidigungsunion-
entwickeln.html> (eingesehen am 30.5.2017).

57 Gemeinsame Erkldrung der Aufenminister des Weimarer Dreiecks,
Frank-Walter Steinmeier (Deutschland), Jean-Marc Ayrault (Frank-
reich), Witold Waszczykowski (Polen), zur Zukunft Europas, Presse-
mitteilung des Auswdrtigen Amtes, Berlin, 28.8.2016,
<www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/Meldungen/

Die Sicherheits- und Verteidigungsunion

Seit Sommer 2016 pliddieren Deutschland und
Frankreich nicht nur fiir eine engere Zusammenarbeit
in der Verteidigungspolitik, sondern auch in der
inneren Sicherheit.’® Beide Staaten setzen sich fiir ein
»Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten« zur
Vertiefung der Sicherheits- und Verteidigungsunion
ein. Sie sind dabei auch bereit, in kleinen Gruppen
voranzugehen. Dabei wollen sie mehr als bisher auf
Verfahren der flexiblen Integration wie der verstark-
ten Zusammenarbeit (Artikel 20 Absatz 1 EUV), der
Stdndigen Strukturierten Zusammenarbeit (Artikel 42
Absatz 6 und Artikel 46 EUV) sowie auf konstruktive
Enthaltungen (Artikel 31 EUV) zurtickgreifen. Euro-
pdische Sicherheit ist ndmlich schon jetzt funktional
und regional variabel organisiert. Weder an der Politik
zur inneren Sicherheit noch an der Verteidigungs-
politik sind alle Mitgliedstaaten formal beteiligt. In
der Innen- und Justizpolitik machen GroRbritannien,
Irland und Ddanemark Gebrauch von der Opt-out-
Klausel. Ddnemark nimmt zudem nicht an den gemein-
samen Entscheidungsverfahren der GSVP teil. Auch
sind nicht alle Mitgliedstaaten der EU in der Nato ver-
treten. Das trifft auf Finnland, Irland, Malta, Schweden,
Zypern und Osterreich zu.

Die Sicherheits- und Verteidigungsunion ist von
einer variablen Geometrie beziehungsweise Mitglied-
schaft in der Justiz- und Innenpolitik, der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik sowie der EU-Nato-Koope-
ration gekennzeichnet. Es gibt erste Ansitze, diese
Bereiche in der GASP zusammenzufiihren. So hat der
Europdische Rat Ende Juni 2017 erstmals Bereitschaft
gezeigt, die Stdndige Strukturierte Zusammenarbeit in
der GSVP zu nutzen, beispielsweise um das neue zivil-
militdrische Hauptquartier der EU (Military Planning
and Conduct Capability, MPCC) aufzubauen.

Sicherheitsunion

Die Sicherheitsunion findet ihren Ursprung im Konzept
»Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechtsx.

Umgesetzt wird es durch die Programme von Tampere
(1999-2004),% Den Haag (2005-2009)%° und Stockholm

2016/160828_Gemeinsame_Erkl%C3%A4rung Weimarer_
Dreieck.html> (eingesehen am 14.6.2017).

58 Frank-Walter Steinmeier/Jean-Marc Ayrault, Ein starkes
Europa in einer unsicheren Welt, Berlin 2016, <www.auswaertiges-
amt.de/cae/servlet/contentblob/736264/publicationFile/217587/
160624-BM-AM-FRA-DL.pdf> (eingesehen am 10.8.2017).

59 Europdischer Rat, Tampere, Schlussfolgerungen des Vorsitzes,
15./16.10.1999.
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(2010-2015).5* Vertraglich verankert ist es in Artikel 3
Absatz 2 EUV. Das aktuelle Kommissionsprogramm
sowie die Umstrukturierung der Kommission gehen
allerdings noch weiter. Von Beginn an hatte die Kom-
mission eine stidrkere Vernetzung innerer und duflerer
Sicherheit sowie von Innen- und Aullenpolitiken zum
Ziel. Nach dem Anschlag auf die franzdsische Satire-
zeitschrift Charlie Hebdo stellte die Kommission im
April 2015 die Europdische Sicherheitsagenda vor.%?
Laut der Kommission sind organisierte Kriminalitét,
Terrorismus und Cyberkriminalitit grenziiberschrei-
tende Herausforderungen, die eine gemeinsame euro-
pdische Aufgabe darstellen und eine vertiefte europa-
ische Zusammenarbeit im Rahmen einer Europdischen
Sicherheitsagenda begriinden.® Ein Jahr spater kiin-
digte die Kommission als Reaktion auf die Terror-
anschldge in Briissel vom Mérz 2016 an, eine Sicher-
heitsunion aufzubauen. Rechtlich soll diese im Wesent-
lichen auf Artikel 67 AEUV unter Berticksichtigung
von Artikel 4 Absatz 2 EUV und Artikel 72 AEUV
beruhen. Demnach schafft die EU »einen Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts«, auch als
Schengenraum bekannt.

Mit der Umsetzung der »Schengensicherheit« wurde
ein im September 2016 neu ernannter Kommissar,
Julian King, betraut. Er soll sich um eine starkere Ver-
netzung innerer und duf3erer Sicherheit kimmern.
Als seine wichtigsten Aktionsfelder nannte er a) die
Verbesserung des rechtlichen Rahmens in der Terro-
rismusbekdmpfung, b) Pravention und Deradikalisie-
rung, c) einen verbesserten Informationsaustausch
zwischen den mitgliedstaatlichen Behorden, d) den
Aufbau von Datenbanken und deren Interoperabilitét,
e) den Grenzschutz und f) besseren Schutz kritischer
Infrastrukturen.

60 Europdische Kommission, Das Haager Programm: Zehn
Prioritdten fiir die ndchsten fiinf Jahre. Die Partnerschaft zur Erneue-
rung Europas im Bereich der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts,
KOM (2005) 184 endg., Briissel, 10.5.2005, <http://eur-lex.euro
pa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52005DC018
4&from=de> (eingesehen am 14.6.2017).

61 Rat der Européaischen Union, Das Stockholmer Programm —
Ein offenes und sicheres Europa im Dienste und zum Schutz der
Biirger, 17024/09, Briissel, 2.12.2009, <http://register.consilium
.europa.eu/doc/srv?1=DE&{=ST%2017024%202009%20INIT>
(eingesehen am 14.6.2017).

62 Europdische Kommission, Die Europdische Sicherheitsagenda,
COM (2015) 185 final, StraRburg, 28.4.2015, <https://ec.europa
.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/e-library/documents/
basic-documents/docs/eu_agenda_on_security_de.pdf> (ein-
gesehen am 14.6.2017).

63 Ebd.
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Bis zum September 2017 wurden neun Fortschritts-
berichte zur Umsetzung vorgelegt. Auch wurden unter
anderem ein Terrorabwehrzentrum im Europdischen
Polizeiamt (Europol) geschaffen, das Waffenrecht ver-
schérft und eine Antiterrorismusrichtlinie sowie eine
Datenschutzrichtlinie fiir elektronische Kommunika-
tion (ePrivacy-Richtlinie) erlassen. Fiir eigene Auswer-
tungs- und Ermittlungstéitigkeiten greifen die Polizei-
behoérden in Europa immer hidufiger auf Daten aus
unterschiedlichen Quellen zurtick.®* Deshalb miissen
sie sich mit riesigen Datenbestdnden beschéftigen und
mit ihnen forensisch grenziiberschreitend umgehen.
Europol wird kiinftig eine immer wichtigere Rolle bei
der Ubermittlung personenbezogener Daten spielen.
Bisher hat das Polizeiamt mit den USA, Kanada, Nor-
wegen, der Schweiz und Australien Vereinbarungen
liber eine operative Zusammenarbeit getroffen. Auf
staatlicher und EU-Ebene wird kein Weg am gebiindel-
ten Management der Informationstechnologie vorbei-
fihren.

Bis 2020 soll die Interoperabilitidt der Informations-
systeme in den Bereichen Sicherheit, Grenzmanage-
ment und Migrationssteuerung erreicht werden. Damit
soll sichergestellt werden, dass Beamte in Grenzschutz
und Strafverfolgung, darunter Zollbeamte sowie Mit-
arbeiter von Einwanderungs- und Justizbehérden, tiber
die erforderlichen Informationen verfiigen.

Des Weiteren priift die Europdische Kommission,
ob sich US-Internetkonzerne an den vereinbarten
Kodex zum Loschen von Hasskommentaren halten
und wie die Netzwirtschaft generell mit rechtswidri-
gen Inhalten umgeht. Neuer Regulierungsbedarf nach
dem deutschen Modell des Netzwerkdurchsetzungs-
gesetzes zeichnet sich ab. Alle vier Bereiche der Sicher-
heitsunion - Terrorismusbekdmpfung, organisierte
Kriminalitét, Cybersicherheit und Informationsaus-
tausch - weisen ein hohes MaR an Uberschneidungen
der inneren und dufReren Sicherheit auf. Dies erklart
den wachsenden Riickhalt fiir eine europdische Zu-
sammenarbeit im Sicherheitsbereich sowie die insti-
tutionelle und politische Verschmelzung der rechtlich
getrennten GroRprojekte der Sicherheits- und Vertei-
digungsunion auf EU-Ebene.

64 Siehe hierzu vergleichsweise kritisch Jorrit Rijpma/
Mathias Vermeulen, »EUROSUR: Saving Lives or Building
Borders?«, in: European Security, 24 (2015) 3, S. 454-472.



Verteidigungsunion

Die Sicherheits- und Verteidigungsunion findet mitt-
lerweile breite Zustimmung, sogar im Europdischen
Parlament. Das ist ein Novum. In seinem Bericht vom
November 2016 tiber die kiinftige militdrische Zusam-
menarbeit der EU forderte das Europdische Parlament,
eine neu geschaffene Verteidigungsunion solle die
engere Verzahnung der nationalen Truppen ermog-
lichen und die seit 2007 existierenden, aber noch nie
eingesetzten Battlegroups in stehende Einheiten um-
wandeln.®® Zudem sollen die Mitgliedstaaten intensi-
ver bei der Beschaffung von Riistungsgiitern zusam-
menarbeiten, die derzeit noch zu ungefihr 80 Prozent
iiber rein nationale Mérkte stattfinde. Der Kommis-
sion zufolge verursacht diese Praxis jahrliche Kosten
von bis zu 100 Milliarden Euro.%® Wihrend seiner
Ansprache zur Lage der Union im September 2016
ermahnte Kommissionsprasident Juncker die Mitglied-
staaten, ihre Verteidigungsanstrengungen starker
miteinander zu koordinieren.®” Ende November 2016
legte die Kommission den Europdischen Verteidi-
gungs-Aktionsplan (European Defence Action Plan,
EDAP) vor.%® Die darin formulierten Ziele gehen weit
iber die 2008 beschlossenen zivil-militdrischen Head-
line Goals hinaus. Auch heif3t es dort, dass die Kapa-
zitdten dafiir geschaffen werden sollen, gleichzeitig
zehn zivile und finf militdrische Operationen durch-
zufiihren. Der Europdische Rat vom Dezember 2013
hat dafiir den Weg bereitet, indem er vier Schliissel-
projekte beschlossen hat, bei denen die Mitgliedstaa-
ten mit Unterstiitzung der Europdischen Verteidi-
gungsagentur (European Defence Agency, EDA) Fihig-
keiten biindeln und diese gemeinsam nutzen wollen.
Dabei handelt es sich um Luftbetankung, ferngesteu-
erte Luftfahrtsysteme, staatliche Satellitenkommuni-

65 Europdisches Parlament, Entwurf einer EntschlieSung des
Europdischen Parlaments zu der Umsetzung der Gemeinsamen Auflen-
und Sicherheitspolitik, 2016/2036 (INI), StraRburg/Briissel,
30.11.2016.

66 European Commission, Fact Sheet: The European Defence
Action Plan — FAQs, MEMO/16/4101, Briissel, 30.11.2016,
<http:/feuropa.eu/rapid/press-release_ MEMO-16-4101_en.htm>
(eingesehen am 14.6.2017).

67 Jean-Claude Juncker, Hin zu einem besseren Europa — einem
Europa, das schiitzt, starkt und verteidigt, Rede zur Lage der
Union, StralRburg, 14.9.2016, <http://ec.europa.eu/germany/
news/juncker-rede-zur-lage-der-union-2016-hin-zu-einem-
besseren-europa-%E2%80%93-einem-europa-das-sch%C3%BCtzt
_de> (eingesehen am 29.6.2017).

68 European Commission, European Defence Action Plan, COM
(2016) 950 final, Briissel, 30.11.2016.
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kation und Cyberabwehr. Dies machte der Europdische
Rat in seinen Schlussfolgerungen vom Juni 2015 zum
Gegenstand einer strategischen Vorgabe zur Weiter-
entwicklung der GSVP. Unter anderem einigte man
sich dann im Juni 2017 darauf, eine europdische mili-
tarische Planungs- und Fihrungsfiahigkeit (MPCC) zu
schaffen.® Die bisher tiberwiegend politischen Erkla-
rungen der Mitgliedstaaten sind rechtsverbindlicher
geworden - und das ist ein Unterschied zu fritheren
Initiativen. Zudem formulierte Kommissionsprasident
Juncker im September 2017 eine klare zeitliche Ziel-
setzung. Bis 2025 miisse eine »funktionierende Euro-
pédische Verteidigungsunion« Realitit sein.”®

Ende Juni 2017 schlug die Kommission vor, einen
Europdischen Verteidigungsfonds einzurichten, um
gemeinsame Investitionen in Forschung und Entwick-
lung zu ermoglichen.” Aus dem Fonds soll die gemein-
same Forschung zu Verteidigungstechnologien gefor-
dert werden, etwa zu Elektronik, Metawerkstoffen,
verschliisselter Software oder Robotertechnik. Dafiir
hat die Kommission 25 Millionen Euro fiir 2017 ein-
geplant. Sie vermutet, dass dieser Betrag bis 2020 auf
90 Millionen Euro pro Jahr steigen kénnte. Im Mehr-
jahrigen Finanzrahmen der EU nach 2020 soll ein
Verteidigungsforschungsprogramm in Hohe von rund
500 Millionen Euro pro Jahr enthalten sein. Dartiber
hinaus soll die gemeinsame Riistungsbeschaffung
erleichtert werden, etwa bei verschliisselter Software
oder Hubschraubern. Damit sollen um die 5 Milliarden
Euro jahrlich eingespart werden. Zu diesem Zweck
will die Kommission die Europdischen Struktur- und
Investitionsfonds sowie die Europdische Investitions-
bank (EIB) dabei unterstiitzen, die Entwicklung von
Giitern und Technologien mit doppeltem Verwen-
dungszweck (»dual use«) zu finanzieren. Ferner sollen
die allgemeinen Richtlinien zur Vergabe 6ffentlicher
Auftrige auf den Verteidigungs- und Sicherheits-
bereich ausgedehnt werden. Auf diese Weise soll die
grenziiberschreitende Zusammenarbeit befordert und
die Entwicklung gemeinsamer Industrienormen voran-
getrieben werden.

69 Vgl. Rosa Beckmann/Ronja Kempin, EU-Verteidigungspolitik
braucht Strategie. Eine politische Auseinandersetzung mit den
Reformzielen der GSVP wagen!, Berlin: Stiftung Wissenschaft und
Politik, August 2017 (SWP-Aktuell 60/2017).

70 Jean-Claude Juncker, Rede zur Lage der Union, Straf$burg,
13.9.2017, <http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-
3165_de.htm> (eingesehen am 24.9.2017).

71 Beckmann/Kempin, EU-Verteidigungspolitik braucht Strategie
[wie Fn. 69].
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Aspekte des »dual use« geraten immer mehr in den
Blick, allerdings in neuem Gewand. Einige aktuelle
Projekte der Europdischen Verteidigungsagentur
befassen sich mit der Frage, wie Forschungsergebnisse
gleichermafRen nicht nur fiir militdrische und zivile
Zwecke, sondern auch fiir die innere und duf3ere Sicher-
heit verwandt werden konnen. Die ersten beiden For-
schungsauftrage wurden zu unbemannten Luftfahrt-
systemen und zu mobilen Aufkldrungsrobotern fiir
die urbane Kriegsfithrung vergeben. Ein drittes Kon-
sortium erhielt den Auftrag, eine autonome Uber-
wachungsplattform fiir duflere und innere Sicherheit
zu entwickeln. Autonome Aufkldrungssysteme, zum
Beispiel Drohnen und Sensoren, sollen mit Lasern
und Stérsendern zu einem Schwarm verbunden (Euro-
SWARM) und unter ein zentrales Kommando gestellt
werden kénnen. Einsatzmoéglichkeiten sieht die EDA
vor allem in den Bereichen Grenzkontrolle und Uber-
wachungssicherheit.

EU-Nato-Zusammenarbeit

Europdische Sicherheit fuf3t nicht nur auf mehr Ver-
netzung innerer und dufRerer Sicherheit in der EU,
sondern ist auch ein wesentliches Betdtigungsfeld
innerhalb der Nato.”? Laut einem Rahmenabkommen
vom Mairz 2003 (Berlin Plus Agreement) darf die EU
bei militdrischen Operationen Mittel und Fihigkeiten
der Nato nutzen.” Auch die gemeinsamen Erklirun-
gen der beiden Organisationen von Juli und Dezember
2016 spiegeln die Leitidee der Globalen Strategie
wider, dass sich das Gebiet der Union nur durch enge
Zusammenarbeit zwischen EU und Nato wirkungsvoll
verteidigen lasse.”* Kommissionsprisident Juncker
unterstrich die Bedeutung dieser Zusammenarbeit im

72 Markus Kaim, Die Neuordnung der Nato-Partnerschafts-
beziehungen, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Juni
2016 (SWP-Studie 12/2016).

73 EU-NATO: The Framework for Permanent Relations and Berlin Plus
[wie Fn. 34].

74 Joint Declaration by the President of the European Council, the
President of the European Commission, and the Secretary General of
the North Atlantic Treaty Organization, Statement/16/2459,
Briissel, 8.7.2016, <http://europa.eu/rapid/press-release_STATE
MENT-16-2459_de.htm> (eingesehen am 14.6.2017); Statement
on the Implementation of the Joint Declaration Signed by the President
of the European Council, the President of the European Commission,
and the Secretary General of the North Atlantic Treaty Organization,
Press Release (2016) 178, Briissel, 6.12.2016, <www.nato.int/
cps/en/natohq/official_texts_138829.htm> (eingesehen am
14.6.2017).
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September 2017 erneut, als er die Europdische Ver-
teidigungsunion als expliziten Wunsch der Nato
benannte.”®

Wihrend des Nato-Gipfels Anfang Juli 2016 in
Warschau verstdndigten sich die Verteidigungsminis-
ter der am Rahmennationenkonzept teilnehmenden
Mitgliedstaaten darauf, diese Initiative fiir Koopera-
tionen mit Partnerstaaten und multinationalen Insti-
tutionen zu 6ffnen, also auch mit der EDA. Diese
Klausel gestattet zudem eine Zusammenarbeit mit EU-
Staaten, die keine Nato-Mitgliedstaaten sind. Mit der
EU-Nato-Kooperation, die nicht wie in der Vergangen-
heit von Zypern blockiert wurde, sollen bestehende
Defizite beseitigt werden. Nur sechs Monate nach
dem Warschauer Nato-Gipfel wurden 42 MaRnahmen
beschlossen, um in sieben Aktionsfeldern die verein-
barte Intensivierung der Zusammenarbeit zu beschleu-
nigen. Hierzu zdhlen die Bereiche Abwehr hybrider
Bedrohungen, Frithwarnung und Lagebild, parallele
Operationen in identischen Gebieten, Cybersicherheit
und -abwehr, interoperable Fihigkeiten, Verteidi-
gungsindustrie und Forschung sowie Ubungen, um
die Resilienz von EU und Nato-Partnern zu erhéhen.
Die meisten Mitgliedstaaten befiirworten hierbei eine
enge Koordination von Nato- und EU-Streitkraften.
Alle Mafinahmen in der AuRen-, Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik sollen demnach automatisch auch
die Nato stdrken oder zumindest deren Aufgaben-
spektrum erginzen.”®

Zwei Beispiele sollen hier genannt werden. Erstens
verfolgen sowohl die EU als auch die Nato das Ziel,
Drittstaaten zu stabilisieren. Die jeweiligen MaRnah-
men von EU und Nato sollen sich gegenseitig ergin-
zen, wie auf dem Warschauer Gipfel vom Juli 2016
festgehalten. Zweitens wurde im Europdischen Aus-
wartigen Dienst (EAD) eine Analyseeinheit der EU fiir
hybride Bedrohungen (EU Hybrid Fusion Cell) ein-
gerichtet. Sie soll Informationen aus den Sicherheits-
behorden der Nato- und EU-Staaten, aus Institutionen
der Union sowie den Partnerstaaten biindeln.”” Der

75 Jean-Claude Juncker, Rede zur Lage der Union [wie Fn. 70].
76 In diesem Sinne argumentieren auch die Autoren bei
Daniel S. Hamilton (Hg.), Forward Resilience. Protecting Society

in an Interconnected World, Washington, D.C.: Center for Trans-
atlantic Relations, Paul H. Nitze School of Advanced Inter-
national Studies, Johns Hopkins University, 2016.

77 Europdische Kommission, Gemeinsamer Rahmen fiir die
Abwehr hybrider Bedrohungen, die Stdrkung der Resilienz der EU,
ihrer Mitgliedstaaten und Partnerldnder und den Ausbau der Zusam-
menarbeit mit der Nato bei der Bekdmpfung solcher Bedrohungen,
JOIN (2016) 18 final, Briissel, 6.4.2016.



Europdische Rat vom Juni 2017 bestdtigte tiberdies,
dass in Helsinki ein Europdisches Zentrum gegen
hybride Bedrohungen (European Centre of Excellence
for Countering Hybrid Threats) aufgebaut wird. Auf
dieser Basis soll die EU Hybrid Fusion Cell Frithwar-
nung betreiben und das Lagebild zur Abwehr hybrider
Bedrohungen wie beispielsweise Cyberangriffen
erstellen. Auch in Ubungen zur Abwehr von Cyber-
attacken arbeiten EU und Nato zusammen. So nahm
Nato-Generalsekretdr Jens Stoltenberg als Beobachter
an der Stabsiibung »EU Cybrid 2017« teil; ebenso
werden Beamte und Minister aus Mitgliedstaaten der
Union an der Nato-Ubung »CMX 17« teilnehmen.”®
Fiir die Zusammenarbeit von EU und Nato spricht
zudem, dass die GSVP allein nach aufen gerichtet,
eine Territorialverteidigung nicht vorgesehen und ein
Einsatz im Innern der EU vertraglich ausgeschlossen
ist. Gleichwohl bildet die Landesverteidigung eine
Kernaufgabe fiir die Nato als Verteidigungsbiindnis.

Cybersicherheit

Cyberangriffe auf Staaten und kritische Infrastruk-
turen sind schon lange Realitdt.” Quantitit und
Qualitit solcher Attacken wachsen stetig. Selbst die
Grenze zwischen offensiver und defensiver Ausrich-
tung ist flieRend. Hat ein Akteur die Fiahigkeit zur
Verteidigung, kann er auch angreifen. Die Schwierig-
keit der Attribution, also der Fihigkeit, einen Angriff
zweifelsfrei einem Verursacher zuzuordnen, ist
Ausdruck der faktischen politischen, technischen und
rechtlichen Grenzenlosigkeit des Cyberraums. Der
Cyber- und Informationsraum kennt weder nationale
Grenzen noch ein institutionelles Gefiige. Cybersi-
cherheitspolitik ist ein zwischen Mitgliedstaaten und
EU-Ebene geteilter Kompetenzbereich. Im August 2016
trat die Richtlinie »iiber Mafnahmen zur Gewdhrleis-
tung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus
von Netz- und Informationssystemen in der Unionc
(NIS-Richtlinie) in Kraft.®® Damit wurde ein einheitli-

78 Matthias Monroy, »EU und NATO starten Cyberiibungen
an der Schwelle zum bewaffneten Angriff, in: Netzpolitik.org,
6.9.2017, <https://netzpolitik.org/2017/eu-und-nato-starten-
cyberuebungen-an-der-schwelle-zum-bewaffneten-angriff/>
(eingesehen am 15.9.2017).

79 Annegret Bendiek, European Cyber Security Policy, Berlin:
Stiftung Wissenschaft und Politik, Oktober 2012 (SWP-
Research Paper 13/2012).

80 »Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europdischen Parlaments
und des Rates iiber Mafnahmen zur Gewihrleistung eines
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cher europdischer Rechtsrahmen geschaffen, um EU-
weit nationale Kapazititen fiir die Cybersicherheit
bereitzustellen, mehr Zusammenarbeit der EU-Staaten
zu ermoglichen sowie Mindestsicherheitsanforderun-
gen an und Meldepflichten fiir bestimmte Dienste des
Schutzes kritischer Infrastruktur zu formulieren. Um
einheitliche Mafinahmen in diesem Sinne vorzuberei-
ten, werden derzeit zwei neue Koordinierungsmecha-
nismen aufgebaut. Eine Kooperationsgruppe soll die
strategische Zusammenarbeit und den Informations-
austausch iiber Cybervorfille zwischen den Mitglied-
staaten unterstiitzen, wiahrend das Netz der IT-Not-
einsatzteams (Computer Security Incident Response
Teams, CSIRT) fiir die Nothilfe vor Ort zustdndig ist.
Cybersicherheitspolitik in der EU beruht nicht nur
auf der NIS-Richtlinie, sondern auch auf der Cyber-
sicherheitsstrategie von 2013%! sowie der Strategie fiir
einen digitalen Binnenmarkt von 2015.%82 AufSerdem
baut sie auf den jiingsten Mitteilungen tiber die Um-
setzung der Europdischen Sicherheitsagenda von 2015
und zur Abwehr hybrider Bedrohungen von 2016 auf.
Institutionell wird Cybersicherheit auf Ratsarbeits-
ebene als Querschnittsaufgabe gefasst und in der Hori-
zontal Working Party on Cyber Issues bearbeitet. Cyber-
sicherheit liegt auch im Krisenfall an der Schnittstelle
ziviler und militarischer Zusammenarbeit sowie inne-
rer und dulerer Sicherheit. Tritt ein groRer Cyber-
vorfall ein, soll fortan eine ganze Reihe von Einrichtun-
gen der EU miteinander kooperieren.® Mit der Cyber-
sicherheitsstrategie von 2013 sowie ihrer Aktualisie-

hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und
Informationssystemen in der Uniong, in: Amisblatt der Europd-
ischen Union, L 194/1, 6.7.2016, <http://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:3201611148&from=DE>
(eingesehen am 14.6.2017).

81 Europdische Kommission, Cybersicherheitsstrategie der Euro-
pdischen Union — ein offener, sicherer und geschiitzter Cyberraum,
JOIN (2013) 1 final, Briissel, 7.2.2013, <http://eeas.europa.eu/
archives/docs/policies/eu-cyber-security/cybsec_comm_de.pdf>
(eingesehen am 14.6.2017).

82 Europdische Kommission, Strategie fiir einen digitalen
Binnenmarkt fiir Europa, COM (2015) 192 final, Briissel,
6.5.2015, <http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDEF/?
uri=CELEX:52015DC0192> (eingesehen am 14.6.2017).

83 Hierzu zihlen die Europiische Agentur fiir Netz- und
Informationssicherheit (European Union Agency for Network
and Information Security, ENISA), das IT-Notfallteam (Com-
puter Emergency Response Team, CERT) der EU, das bei
Europol angesiedelte Europdische Zentrum zur Bekimpfung
der Cyberkriminalitit (European Cybercrime Centre, EC3),
die EU-Justizbehorde Eurojust, die EU Hybrid Fusion Cell, das
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gence and Situation Centre, INTCEN) im EAD sowie die EDA.
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rung durch das Gesetzespaket vom September 2017
soll zudem Cybersicherheit kiinftig politikfeldiibergrei-
fend angegangen werden.?* Hierzu gehoren Resilienz-
aufbau, Bekdmpfung von Cyberkriminalitdt, Aufbau
einer Cyberverteidigung, Entwicklung der industriel-
len und technischen Ressourcen sowie schlief3lich
Erarbeitung einer Cyberdiplomatie. Wahrend aber

die europdische Zusammenarbeit bei der Cyberkrimi-
nalitdtsbekdmpfung bereits erfolgreiche Ermittlungen
durch Europol verbuchen konnte, bleibt es in der
Cyber-Aufen- und Verteidigungspolitik bis dato bei
gut gemeinten Absichtserklarungen. Deshalb hat die
Kommission die Mitgliedstaaten ermutigt, die Cyber-
abwehr in die Stindige Strukturierte Zusammenarbeit
und den Verteidigungsfonds aufzunehmen.

Mit dem EU Cyber Defence Policy Framework vom
November 2014 hélt die Union ihre Mitgliedstaaten
dazu an, ihre Cyberverteidigungsfahigkeiten fiir die
GSVP und die Einhaltung ihrer Biindnisverpflichtun-
gen zu iiberpriifen.®> Auch verlangt der EU-Militdrstab
besseren Schutz gegen Cyberangriffe auf EU-gefiihrte
Operationen und Missionen. Die seit 2015 intensi-
vierte Zusammenarbeit zwischen EU und Nato in der
Cybersicherheit und -verteidigung wurde mit der
Warschauer Erkldrung im Juli 2016 formalisiert und
auf dem gemeinsamen Treffen der AuRenminister
der EU- und Nato-Staaten im Dezember 2016 mit kon-
kreten Umsetzungsvorschligen untermauert.’® Im
November 2016 machte sich das Europdische Parla-
ment ausdriicklich dafiir stark, die Kooperation in der
Cyberverteidigung zu vertiefen.?” Dazu forderte es
die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam mit der EDA und
dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre of
Excellence (CCDCOE) die dafiir notwendigen Fihig-
keiten auszubauen. Die EDA soll hierbei Synergien
zwischen den Fahigkeitsentwicklungen von Nato und
EU schaffen. Projekte zur Cyberverteidigung sind

84 Europdische Kommission, Lage der Union 2017 — Cybersicher-
heit: Kommission will Reaktionsfihigkeit der EU auf Cyberangriffe
verbessern, Pressemitteilung, Briissel, 19.9.2017.

85 Council of the European Union, EU Cyber Defence Policy
Framework, 15585/14, Briissel, 18.11.2014, <https://ccdcoe.org/
sites/default/files/documents/EU-141118-EUCyberDefence
PolicyFrame.pdf> (eingesehen am 14.6.2017).

86 Bruno Lété/Daiga Dege, Nato Cybersecurity: A Roadmap to
Resilience, Washington, D.C.: The German Marshall Fund of the
United States, 3.7.2017 (Policy Brief Nr. 23).

87 European Parliament Resolution of 23 November 2016 on the
Implementation of the Common Security and Defence Policy, 2016
2067 (INI), Straflburg, 23.11.2016, <www.europarl.europa.eu/
sides/getDoc.do?pubRef=-//[EP/[TEXT+TA+P8-TA-2016-0440+0+
DOC+XML+V0//[EN&language=GA> (eingesehen am 14.6.2017).
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unter anderem die Collaboration Database (CoDaBa)
und der Capability Development Plan (CDP). Zu den
Projekten der Kooperation zwischen EU und Nato
gehoren Frithwarnfihigkeiten fiir Hauptquartiere und
Systeme zur Gefahrenerkennung (Military Multi-Agent
System for Advanced Persistent Threat Detection,
MASFAD).

In der tberarbeiteten Cybersicherheitsstrategie
der EU wurden diese Initiativen in der inneren und
dulleren Sicherheit ebenso berticksichtigt wie die
Entwicklungen bei der Datensicherheit im digitalen
Binnenmarkt. All diese Initiativen weisen in die
richtige Richtung, da die GASP, der EAD und die Hohe
Vertreterin fiir Auf3en- und Sicherheitspolitik sowie
die Kommission als diejenige Ebene benannt werden,
auf der mitgliedstaatliche Sicherheit und Verteidi-
gung ausgebaut werden sollen. Fiir die Cybersicher-
heit der EU gilt auch, die Rolle des EAD und die zivilen
Instrumente der Cyberdiplomatie - also vertrauens-
und sicherheitsbildende MaSnahmen - ebenso weiter-
zuentwickeln wie die Cyber Diplomacy Toolbox von
2016.288 Anhand dieses Sanktionskatalogs kann die EU
politische, finanzielle und rechtliche Mafinahmen
ergreifen, um angemessen aufjene Cyberangriffe zu
reagieren, die rechtlich unterhalb der Schwelle eines
bewaffneten Konflikts liegen. Dies betrifft die tech-
nische Attribution, volkerrechtliche Fragen wie auch
vertrauensbildende Mafinahmen in der Group of
Governmental Experts (GGE) der Vereinten Nationen,
in der OSZE und bei den G20.

Ein fiir 2018 vorgesehenes europdisches Forschungs-
und Kompetenzzentrum soll Instrumente und Tech-
niken fiir die duf3ere und innere Cyberabwehr ent-
wickeln. AuRerdem soll kiinftig eine Agentur fiir Cyber-
sicherheit die europdische Kompetenz fiir die Cyber-
abwehr und die Forderung von Resilienz in der Netz-
werk- und Informationssicherheit biindeln. Sie wird auf
der Européaischen Agentur fiir Netz- und Informations-
sicherheit (European Union Agency for Network and
Information Security, ENISA) aufbauen. Noch immer
werden allerdings viel zu viele nationale kritische Infra-
strukturen ausschlief3lich auf nationaler oder privater
Ebene gesichert. Um Anreize fiir die Zusammenarbeit
zu setzen, sollen ein Cybersicherheits-Notfallfonds
sowie ein EU-Rahmen fiir Cyber- und andere Krisen-
managementiibungen geschaffen werden. Mit diesem

88 Annegret Bendiek, Sorgfaltsverantwortung im Cyberraum.
Leitlinien fiir eine deutsche Cyber-Aufen- und Sicherheitspolitik,
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Mdrz 2016 (SWP-
Studie 3/2016).



Gesetzespaket mochten die Europdische Kommaission
und die Hohe Vertreterin eine breite Palette innen-
und aufdenpolitischer MaRnahmen zur europdischen
Cybersicherheit auf den Weg bringen. Gleichwohl
bleibt der Informationsaustausch iiber Cyberrisiken
nicht nur zwischen der EU und den Mitgliedstaaten
mangelhaft, sondern auch zwischen den europdischen
Agenturen Europol, Eurojust, EDA und ENISA. Die
zustindigen Generaldirektionen arbeiten nur ein-
geschrdnkt zusammen und erhalten hdufig von den
Mitgliedstaaten nicht die nétigen Informationen, um
ein europaweites Sicherheitsnetz kniipfen zu konnen.
Da die Zusammenarbeit in der EU nach wie vor kom-
pliziert ist, will die Kommission ein europdisches
System zur Zertifizierung der Cybersicherheit ein-
fihren, um digitale Produkte und Dienstleistungen
sicherer zu machen.

Migration

Die Fliichtlingskrise hat nur allzu deutlich vor Augen
gefiihrt, dass es kaum Solidaritdt zwischen den Mit-
gliedstaaten der EU gibt. Im Mai 2015 hatte die Euro-
pdische Kommission ihre Agenda fiir Migration vor-
gelegt. Seitdem gab es 34 Rechtsakte der Kommission,
um eine europdische Antwort auf die Flichtlingskrise
zu finden.® Alle Mitgliedstaaten sind sich einig, dass
eine langfristige LOsung nur zu erreichen sein wird,
wenn die Lebensumstdnde in den Herkunftslandern
verbessert werden. Hierzu verstdndigten sich Kommis-
sion und Mitgliedstaaten aufeinen »Neuen europé-
ischen Konsens in der Entwicklungspolitik«.®® Kurz-
und mittelfristig soll eine europdische Antwort auf
die Flichtlingskrise zum einen aus wirksameren Kon-
trollen der Aufengrenzen und verbesserter Zusammen-
arbeit mit den Transitstaaten bestehen. Zum anderen

89 European Commission, European Agenda on Migration —
Legislative Documents, <https:|/ec.europa.eu/home-affairs/what-
we-do/policies/european-agenda-migration/proposal-imple
mentation-package_en> (eingesehen am 10.8.2017).

90 European Parliament/Council/European Commission,
»The New European Consensus on Development. »Our World,
our Dignity, our Future, in: Official Journal of the European
Union, C 210, 30.6.2017, <http://eur-lex.europa.eu/legal-content/
EN/TXT[?uri=0J:C:2017:210:TOC> (eingesehen am 15.9.2017).
Zur Kritik von NGOs wie Oxfam an diesem Konsens siehe
Matthew Tempest, »New Consensus« on Development Adopted
- and Immediately Condemned¢, in: Euractiv, 19.5.2017,
<www.euractiv.com/section/development-policy/news/new-
consensus-on-development-adopted-and-immediately-con
demned/> (eingesehen am 15.9.2017).

Die Sicherheits- und Verteidigungsunion

wird eine europaweite Kontingentlosung oder gar
Einwanderungspolitik angestrebt. Moglich wird dies
aber erst dann, wenn die Mitgliedstaaten nationale
Egoismen zuriickstellen oder gegebenenfalls vom
EuGH zur Kooperation angehalten werden.*!

Seit September 2015 haben Linder der Union wie
Deutschland, Osterreich, Ungarn und Slowenien nach
eigenem Ermessen auf die Fliichtlingsstrome reagiert,
iiberwiegend ohne sich mit betroffenen Nachbarstaa-
ten abzusprechen.’? Sie schlossen ihre Grenzen teil-
weise oder ganz und verlagerten das Problem damit
aufihren ndchsten siidostwdrts gelegenen Nachbarn.
Mit dieser Situation waren Grenzschutz und Asyl-
behorden so tiberfordert, dass EU-Kommissar Dimitris
Avramopoulos sich genétigt sah, den Einsatz einer EU-
Grenzschutzpolizei vorzuschlagen. Die 2015 beschlos-
sene Umsiedlung von 160 000 Fliichtlingen aus Grie-
chenland und Italien allerdings ist auf ganzer Linie
gescheitert, denn nur wenige Zehntausend Menschen
konnten in anderen EU-Lindern untergebracht wer-
den. Uber einen Nachtragshaushalt hat deshalb die
Europdische Kommission ein Nothilfe-Paket fiir Mit-
gliedstaaten geschniirt, die stark von der Fliichtlings-
krise beeintrdchtigt sind. Griechenland und Italien
werden aber nur dann angemessen mit der zusitz-
lichen Immigration umgehen kénnen, wenn die Tir-
kei und die nordafrikanischen Staaten, die als sichere
Herkunftslinder eingestuft wurden, eng mit der EU
kooperieren.® Die Tiirkei nimmt alle illegal nach Grie-
chenland gekommenen syrischen Fliichtlinge zurtick,
wenn die EU dafiir im Austausch der Tiirkei bis zu
72000 registrierte syrische Fliichtlinge abnimmt.**
Illegale Migration soll bekdmpft werden, indem sie
in legale tiberfiithrt wird. Seit dem EU-Tiirkei-Gipfel
Mitte Mdrz 2016 liegt die Fliichtlingspolitik der EU

91 EuGH-Urteil zur Verteilung von Asylsuchenden, 26.7.2017,
C-643/15, C-647/15.

92 Vgl. Annegret Bendiek/Jiirgen Neyer, Europdische Solidaritdt
- die Fliichtlingskrise als Realitdtstest, Berlin: Stiftung Wissen-
schaft und Politik, Mdrz 2017 (SWP-Aktuell 20/2017).

93 Die EU hat hierzu Dialogformate entwickelt: Rabatt-
Dialog, Khartum-Dialog und Interkontinentaler Dialog. Alle
drei werden aus dem Afrika-EU-Dialog iber Migration und
Mobilitit (Migration and Mobility Dialogue, MMD) finanziert.
94 Zur Problematik der Fliichtlingsvereinbarung zwischen
EU und Tiirkei siehe Giinter Seufert, Die Tiirkei als Partner

der EU in der Fliichtlingskrise, Berlin: Stiftung Wissenschaft und
Politik, Dezember 2015 (SWP-Aktuell 98/2015). Seit dem
Putschversuch im Juli 2016 agiert die tiirkische Regierung
unter Prasident Recep Tayyip Erdogan zunehmend autoritir.
Die Einhaltung rechtsstaatlicher Standards gilt als Bedingung
fiir die Visafreigabe fiir Ttirken in der EU und fiir die EU-
Beitrittsgesprdche, die im Dezember 2016 ausgesetzt wurden.
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nunmehr auch in den Hdanden Libyens, da sich seit
Schliefung der Balkanroute die Fluchtrouten nach
Europa in den siidlichen Mittelmeerraum verlagert
haben. Ein weiteres bilaterales Abkommen zur Bekdmp-
fung der illegalen Einwanderung und des Menschen-
handels hat Italien mit Libyen abgeschlossen.®> Auf-
grund der fragilen innerstaatlichen Situation erweist
sich Libyen indes als besonders problematisch. Die
Staats- und Regierungschefs der EU haben sich beim
Gipfel in Malta Anfang Februar 2017 darauf geeinigt,
unter anderen den libyschen Grenzschutz zu verstar-
ken. Auf diese Weise sollen mehr Migranten abgefan-
gen und in Aufnahmelager in Libyen gebracht werden.
Dort sollen sie dann tiberredet werden, in ihre Heimat
zurlickzukehren.®®

Die EU greift auf drei GASP-Hauptaktivititen in
Bezug auf Fliichtlingspolitik zuriick und geht mit der
EU Border Assistance Mission Libya (EUBAM Libya),
der Arbeit der Planning and Liaison Cell (EUPLC) sowie
der Operation EUNAVFOR MED auch in die auf3en-
und sicherheitspolitische Offensive.®” Schon auf dem
Sondergipfel des Europdischen Rates zu Migration
im April 2015 hatten die Staats- und Regierungschefs
GSVP-MaRnahmen beschlossen, die 2016 wirksam
wurden.®® Dazu gehorten die Ausweitung der Mandate
von EUCAP Sahel Niger und EUTM Mali sowie von
EUCAP Sahel Mali. Ab Juli 2016 wurden die Missionen
Teil des Migration Partnership Framework der EU-
Migrationspolitik. Im Sommer 2017 hat die Kommis-
sion sogenannte Projektzellen (Project Cell) bezie-
hungsweise regionale Koordinationszellen (Regional
Coordination Cell) in GSVP-Missionen in der Sahelzone
eingerichtet. Damit will sie die fiinf Sahelstaaten in
den Bereichen Sicherheit, Grenzmanagement und

95 Vgl. Raphael Bossong, Zwdnge und Spielrdume fiir eine europd-
ische Grenz- und Fliichtlingspolitik, Berlin: Stiftung Wissenschaft
und Politik, Juni 2017 (SWP-Aktuell 38/2017).

96 Nicht nur die Hilfsorganisation Arzte ohne Grenzen
beklagt, das Festhalten der Menschen in Libyen oder die
Riickfithrung in ihre Herkunftsldnder fithrten die Grund-
werte der EU wie Menschenwiirde und Rechtsstaatlichkeit

ad absurdum. Arzte ohne Grenzen, Statement zu EU-Plinen
gegen Fliichtende im Mittelmeer, 26.1.2017, <www.aerzte-ohne-
grenzen.de/libyen-mittelmeer-eu-schutzlinie-fluechtlinge>
(eingesehen am 29.6.2017).

97 »Summary: Restricted Document Outlines Official Pro-
posals and Recommendations for Future EU Actions in Libyac,
Statewatch, Juli 2017.

98 Kritisch zu diesem Ansatz Mattia Toaldo, Don’t Close Borders,
Manage Them: How to Improve EU Policy on Migration through Libya,
London: European Council on Foreign Relations (ECFR),
15.6.2017 (Policy Memo).
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Verteidigung unterstiitzen.”® Wie Auflen- und Innen-
politik der EU bei der Gefahrenabwehr und Externali-
sierung von Flucht und Migration ineinandergreifen
sollen, zeigt sich beim Migrations- und Grenzmanage-
ment im Mittelmeer. Frontex, Europol und Eurojust
arbeiten mit der Operation Sophia beziehungsweise
mit EUBAM Libya und der Nato-Operation im Mittel-
meer zusamimen.

Im Mai 2015 schufen die AuRen- und Verteidi-
gungsminister die European Union Naval Force — Medi-
terranean, kurz »Sophiac. Ihr Operationsplan vom
Juni 2015 sieht vor, mit Aufklirung und Informations-
gewinnung zu einem besseren Lagebild iber Netz-
werke von Schleusern beizutragen. Samtliche Informa-
tionen, die der Verband sammelt, werden auf Ebene
des Hauptquartiers zusammengetragen und den Straf
verfolgungsbehorden der Mitgliedstaaten zur Ver-
fligung gestellt. Sie diirfen dazu seit Oktober 2015 auf
hoher See gegen Boote vorgehen, die von Schleppern
genutzt werden. Im September 2016 entschied das
Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK), die
Operation Sophia mit einer weiteren Unterstiitzungs-
aufgabe zu betrauen. Seitdem soll sie auch dabei
helfen, illegalen Waffentransport im Einsatzgebiet zu
verhindern, und zwar nach MaRgabe der Resolution
1970 (2011) des VN-Sicherheitsrats und der spiteren
Beschliisse, insbesondere Resolution 2292 (2016) iiber
das Waffenembargo gegen Libyen. Damit ist Sophia
durch eine Resolution des Sicherheitsrats unter
Kapitel 7 der VN-Charta zur »Aufrechterhaltung des
internationalen Friedens und der Sicherheit« manda-
tiert. Dies gestattet ihr den Einsatz militarischer
Mittel auch aufderhalb internationaler Gewdsser, zum
Beispiel in libyschem Hoheitsgebiet.

Parallel dazu hatte die Nato Ende Februar 2016 die
Modalititen zur Seeraumiiberwachung in der Agiis
festgelegt. Die Standing NATO Maritime Group 2
(SNMG 2), ein Nato-Marineverband, der zurzeit unter
deutschem Kommando steht und dem weitere Schiffe
aus Griechenland, Kanada und der Tiirkei angehoéren,
soll in der Agiis den Seeraum tiberwachen und ein
Lagebild tber Schleuserbewegungen erstellen. Ziel ist
es, angesichts der Fliichtlingskrise einen gemein-
samen Beitrag zur Bekdmpfung der Schleuserkrimi-
nalitdt und illegalen Migration zu leisten. Dies geht
auf einen Vorschlag Griechenlands, der Tiirkei und
Deutschlands zurtick, der von der Nato auf dem
Treffen der Verteidigungsminister Mitte Februar 2016

99 Vgl. Pietz, Flexibilisierung und »Stabilisierungsaktionen« [wie
Fn. 21], S. 3.
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angenommen wurde. Die Allianz stellt die bei der
Seeraumiiberwachung gewonnenen Daten der euro-
pdischen Grenzschutzagentur Frontex sowie der grie-
chischen und der tiirkischen Kiistenwache zur Ver-
fiigung. AuRerdem hatte die Nato aufihrem Gipfel
im Juli 2016 in Warschau die Mission Sea Guardian
beschlossen. Diese soll vorrangig das Mittelmeer
wirkungsvoller kontrollieren und die Aktivititen der
Terrormiliz »Islamischer Staat« (IS) eindimmen. In
Ausnahmefillen soll sie aber auch Schiffe mutmal3-
licher Unterstiitzer von Terrorgruppen durchsuchen
diirfen. Die Mission 16ste die von der Nato gefiihrte
Operation Active Endeavour ab, die nach den Terror-
anschldgen vom 11. September 2001 begonnen hatte
und am 15. Juli 2016 endete. Die Nato-Mission Sea
Guardian und die EU-Operation Sophia sollen sich
erginzen. So entsendet die Allianz auch Schiffe

und Flugzeuge ins Mittelmeer, um Sophia mit Lage-
informationen und logistisch zu unterstiitzen.

Seit 2015 haben EU und Nato also eine Reihe »mili-
tarischer KrisenbewdltigungsmaRnahmen« beschlos-
sen, um gegen Menschenschmuggel und Schlepper-
netzwerke vorzugehen. Zu beobachten ist auch eine
verstidrkte Zusammenarbeit der EU mit der AU und
anderen Herkunfts- und Transitstaaten in Afrika. All
dies deutet aufein strategisches Verstindnis der EU
hin, das nicht etwa auf die Transformation der Her-
kunftslinder und die Bekimpfung von Migrations-
ursachen, sondern eher auf Gefahrenabwehr angelegt
ist. Kritiker sehen in der Operation Sophia und der
»Entstehung einer halbmilitdrischen Europdischen
Agentur fiir Grenz- und Kiistenschutz« sogar militéri-
sche Aktionen der EU zur Migrationsbekimpfung.!
In Bosnien-Herzegowina und vor der Kiiste Somalias
laufen dhnliche militdrische Einsdtze im Rahmen der
GSVP. Vor allem aber habe die Anti-Piraterie-Mission
Atalanta im Golfvon Aden den Boden fiir Sophia im
besonderen und maritime Sicherheit im allgemeinen
bereitet. Zusétzlich betreibt die EU eine sogenannte
technische und materielle Ertiichtigung von Partnern.
Diese militdrischen MaRnahmen werden unter ande-
rem aus dem aulRenpolitischen Stabilitdtsinstrument
und kiinftig auch aus Mitteln der Entwicklungs-
zusammenarbeit finanziert.!0!

100 Vgl. Timon Miirer, Die neue Grenzschutz-Agentur — ein

Fortschritt fiir die EU?, Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, 16.9.2016,

<www.fes.de/de/themenportal-flucht-migration-integration/
artikelseite-flucht-migration-integration/die-neue-grenz
schutz-agentur-ein-fortschritt-fuer-die-eu/> (eingesehen am
10.8.2017).

101 Nikolaj Nielson, »EU Development Aid to Finance Armies

Rechtsgemeinschaft und Rolle des EuGH

Grenzschutz, Migrationspolitik und Terrorismus-
bekdmpfung sind zu Handlungsfeldern der GASP/GSVP
geworden. Damit sind sie jedoch nicht der Kontrolle
des EuGH entzogen, sofern dort Biirger und Biirgerin-
nen der EU gegen einschldgige Rechtsakte der Union
klagen. Selbst Drittstaatsangehorige haben die Mog-
lichkeit, ihre Rechte wahrzunehmen, wenn sie dies
beim Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte
(EGMR) tun. Die Trennung zwischen GASP auf der
einen und Rechtsgemeinschaft auf der anderen Seite
diirfte damit in absehbarer Zeit hinfillig werden.
Zudem wird der EuGH kiinftig starker priifen miissen,
ob die beschlossenen GASP-MafRnahmen gegen Pirate-
rie, Schleuser und illegale Migration sowie die restrik-
tiven Mafinahmen in der Terrorismusbekdmpfung
nicht gemdR den vertraglichen Grundlagen des
»Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts«
(Artikel 75 AEUV) hitten umgesetzt werden missen.!0?
Dieses Problem stellt sich auch fiir den Einsatz des
Europdischen Grenzschutzes und der Kiistenwache in
Serbien.!% Uberdies ist zu fragen, welcher Rechts-
rahmen fiir die Ausbildung von Sicherheitskréften in
Libyen gilt und wie die Migrationssteuerung mit den
Menschenrechten in Einklang zu bringen ist.1%¢

Rechtsgemeinschaft und Rolle des EuGH

Die EU ist »auch im auswdrtigen Handeln eine Rechts-
gemeinschaft, % denn die Unionsorgane unterliegen
auch in ihrem Handeln auf internationaler Ebene der
Kontrolle gemiR Unionsrecht. Als Fluchtpunkt der
Rechtsprechung wird demnach das Bestreben gesehen,
Integritdt und Autonomie des Unionsrechts gegeniiber
den Mitgliedstaaten, aber auch gegeniiber dem Volker-
recht zu behaupten.!% Die Unionsgerichte kennen

in Africag, in: EU Observer, 5.7.2016.

102 Marise Cremona, Implementation of the Lisbon Treaty.
Improving Functioning of the EU: Foreign Affairs, Briissel: Eu-
ropdisches Parlament, November 2015.

103 Council of the European Union, Status Agreement between
the EU and the Republic of Serbia on Actions Carried out by the
European Border and Coast Guard Agency on the Territory of the
Republic of Serbia, 931817, Briissel, 19.5.2017.

104 Empfehlenswert hierzu die rechtliche Einordnung von
Daniel Thym, »Migrationssteuerung im Einklang mit den
Menschenrechtenc, in: Frankfurter Aligemeine Zeitung, 3.8.2017.
105 Matthias Kottmann, Introvertierte Rechtsgemeinschaft. Zur
richterlichen Kontrolle des auswdrtigen Handelns der EU, Heidelberg
2014, S. 3. Grundlegend Walter Hallstein, Die Europdische
Gemeinschaft, 5. Auflage, Diisseldorf/Wien 1979, S. 53.

106 Kottmann, Introvertierte Rechtsgemeinschaft [wie Fn. 105].
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keine kategorische Unterscheidung zwischen innen
und auflen. Bedingung fiir die Rechtsgemeinschaft ist,
dass das judikative Paradigma grundsitzlich gilt. Ob
eine Maflnahme dem auswértigen Handeln oder den
»internen Politiken« (Dritter Teil AEUV) zuzurechnen
ist, macht fiir die Kontrolle keinen Unterschied. Der
EuGH spielt eine aulRerordentlich wichtige Rolle beim
Aufbau rechtspolitischer Resilienz. Im Kern geht es
bei dieser um die »Gestaltung des europdischen Rechts-
raumes«, um damit »in Europa eine gemeinsame
Ordnung kooperativ zu konzipieren und zu verwirk-
lichen«.197

Eine resiliente EU entsteht aus der Rechtsgemein-
schaft mit dem Europdischen Gerichtshof als zentra-
lem Akteur, der dem Rechtsstaatsgedanken und damit
dem Legalitdtsprinzip, gerichtlicher Kontrolle und
dem Individualrechtsschutz verpflichtet ist.'% Die
resiliente Rechtsgemeinschaft wehrt sich gegen alle
Akteure und Handlungen, die sie unterminieren. In
einem Verbund von 28 Mitgliedstaaten mit unter-
schiedlichsten historischen, kulturellen, sozialen und
wirtschaftlichen Pragungen lassen sich die Werte,
auf die sich die Europdische Union griindet, nur dann
bewahren und ihre Ziele nur dann erreichen, wenn
die selbst gesetzten Regeln eingehalten werden,
betont der Prdsident des Bundesverfassungsgerichts,
Andreas VoRRkuhle.'® Das Recht biete inhaltliche
Orientierung, helfe bei Konfliktvermeidung und
Konfliktbewdltigung und schaffe Legitimation, indem
es Entscheidungsgewalt zuordnet und Entscheidungs-
verfahren bereitstellt. Allerdings haben im auswartigen
Handeln der EU nur bestimmte Akteure an der Ver-
wirklichung der Rechtsgemeinschaft teil: Die Regie-
rungen der Mitgliedstaaten handeln die europdischen
Vertrdge aus und entwickeln sie fort, der Rat schafft -
mitunter zusammen mit der Kommission - das euro-
pdische Sekunddrrecht, Agenturen setzen Beschliisse
um. Beteiligt sind auch das Europdische Parlament,
nationale Parlamente und nicht zuletzt private Ak-
teure, die sich in Verbdnden oder Lobbyinitiativen
in unterschiedlicher Weise einbringen. Gleichzeitig
sind die supranationalen Handlungsmoglichkeiten

107 Armin von Bogdandy, »Raum der Hoffnungg, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 27.4.2017; Armin von Bogdandy,
»European Law Beyond >Ever Closer Union«. Repositioning the
Concept, its Thrust and the ECJ’s Comparative Methodologyz,
in: European Law Journal, 22 (2016) 4, S. 519-538.

108 Kottmann, Introvertierte Rechtsgemeinschaft [wie Fn. 105].
109 Andreas VoRRkuhle, »Integration durch Recht« — Der Beitrag
des Bundesverfassungsgerichts, Rede im Audimax der Humboldt-
Universitdt, Berlin, 22.10.2015.
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seitens der Kommission und des EuGH in der GASP
begrenzt.11?

Gemdl Artikel 275 EUV ist der Europdische Gerichts-
hof nur eingeschréinkt fiir die GASP zustidndig. Laut
seinem verfassungsrechtlichen Auftrag (Artikel 19 Ab-
satz 1 EUV, 263 Absatz AEUV) hat der EuGH das Han-
deln der politischen Organe am Mafstab der Rechts-
ordnung zu tiberpriifen. Im auswértigen Handeln der
Union befindet er sich daher strukturell in derselben
Situation wie nationale Gerichte gegeniiber staat-
licher AufRenpolitik.!'! »Integration durch Recht«!!?
ist trotz internationaler Begriffspragung ein sehr deut-
sches Konzept, das gerade in der AufRen- und Sicher-
heitspolitik an seine Grenzen stof3t. Eine zentrale
richterliche Durchsetzung der GASP gegeniiber den
Mitgliedstaaten bleibt ausgeschlossen. Dem Lissabon-
ner Vertrag und der Rechtsprechung des EuGH ist
aber zu entnehmen, dass die Unionsorgane auch beim
auswdrtigen Handeln der EU in rechtsschutzrelevan-
ten Konstellationen richterlicher Kontrolle nicht ent-
zogen sind. Der EuGH hat hervorgehoben, dass die
»Kontrolle der Giiltigkeit einer jeden Handlung der
Gemeinschaft im Hinblick auf die Grundrechte durch
den Gerichtshof als Ausdruck einer Verfassungsgaran-
tie in einer Rechtsgemeinschaft zu betrachten [ist,
Anm. d. Verf], einer Garantie, die sich aus dem EG-
Vertrag als autonomem Rechtssystem ergibt und
durch ein volkerrechtliches Abkommen nicht beein-
trachtigt werden kannc.!13

Die Ausdehnung der europdischen Rechtsgemein-
schaft auf die AuRRen- und Sicherheitspolitik der EU
vollzieht sich sowohl im Rahmen von Klagen der Kom-
mission gegen einzelne Mitgliedstaaten als auch von
nichtstaatlichen Rechtspersonen gegen moglicher-
weise rechtswidrige Handlungen von Mitgliedstaaten
und Institutionen der EU.!'* Es gibt eine Reihe rich-

110 Riddervold, »(Not) in the Hands of the Member States«
[wie Fn. 12]; Marianne Riddervold/Guri Rosén, »Trick and
Treat: How the Commission and the European Parliament
Exert Influence in EU Foreign and Security Policiesg, in:
Journal of European Integration, 38 (2016) 6, S. 687-702.

111 Kottmann, Introvertierte Rechtsgemeinschaft [wie Fn. 105].
112 Begriffspragend Mauro Cappelletti/Monica Seccombe/
Joseph H.H. Weiler, Integration through Law, Berlin 1986.

113 EuGH, Kadi, 3.9.2008, Rs C-402/05 P, Kadi, Slg. 2008,
1-6351, Rn. 317.

114 Der EuGH ist fiir die Vorabentscheidung iiber die
Rechtmifigkeit restriktiver MaRnahmen zustindig, die im
Rahmen der Gemeinsamen AuRen- und Sicherheitspolitik
gegentiber natiirlichen oder juristischen Personen erlassen
wurden. Graham Butler, »A Question of Jurisdiction: Art. 267
TFEU Preliminary References of a CFSP Natureg, in: European



tungweisender Urteile des EuGH, die als Ausdruck der
Konkretisierung der europdischen Rechtsgemeinschaft
im auswdrtigen Handeln der EU gelten konnen.!1®

Sanktionen gegeniiber Russland: Auf Russlands
Handlungen zur Destabilisierung der Lage in der Ukra-
ine reagierte der Rat im Juli 2014, indem er restriktive
Mafinahmen beschloss und dazu eine Verordnung
erlief3. Damit beschrdnkte er Geldtransaktionen, die
Ausfuhr bestimmter sensibler Giiter und Technolo-
gien sowie den Zugang einiger russischer Organisa-
tionen zu den Kapitalméirkten. Ferner untersagte der
Rat Dienstleistungen fiir eine Reihe von Erdolgeschaf-
ten.!'® Mit seinen Mafinahmen méochte der Rat die
Kosten fiir Handlungen Russlands in die Hohe treiben,
die gegen die Souverdnitéit der Ukraine gerichtet sind.
Von den MaRnahmen betroffen war unter anderem
der russische Erdol- und Erdgaskonzern Rosneft, der
daraufhin gegen die Restriktionen klagte. Der EuGH
wies die Klage mit der Begriindung zurtick, die poli-
tischen Interessen der EU gendssen Vorrang vor der
freien wirtschaftlichen Betédtigung von Rechtsperso-
nen aullerhalb der Union. Damit brachte der EuGH
seine politische Bereitschaft zum Ausdruck, das Sank-
tionsregime des Europdischen Rats zu unterstiitzen
und damit die Widerstandsfihigkeit der EU gegentiber
Dritten zu erhohen. Zudem stirkt er die Befugnisse
der Hohen Vertreterin der Union fiir AuRen- und
Sicherheitspolitik. Rosneft hatte argumentiert, aus
dem Abkommen iber Partnerschaft und Zusammen-
arbeit zwischen der EU und Russland lief3en sich
Rechte ableiten, die im Widerspruch zum Sanktions-
regime der EU stdnden und als héherrangig zu
behandeln seien.

Riistungsmarkt: Der EuGH spielt auch eine wichti-
ge Rolle, wenn es darum geht, einen gemeinsamen
europdischen Riistungsmarkt zu beférdern und damit
die Verteidigungsfidhigkeit der EU zu verbessern.
Zusammen mit der Richtlinie 2009/43/EG des Euro-
pédischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009
soll die Richtlinie 2009/81/EG helfen, einen europé-
ischen Markt fiir Verteidigungsgiiter zu schaffen und
die europdische riistungstechnologische und -indus-
trielle Basis zu stirken.!'” Auftrige im Verteidigungs-

Papers, 2 (2017) 1, S. 201-208.

115 Christina Eckes, »The CFSP and Other EU Policies. A Differ-
ence in Nature?«, in: European Foreign Affairs Review, 20 (2015) 4,
S. 535-552; Christina Eckes, »Common Foreign and Security
Policy. The Consequences of the Court’s Extended Jurisdictiong,
in: European Law Journal, 22 (2016) 4, S. 492-518.

116 EuGH, 28.3.2017, C-72/15.

117 Europdische Kommission, Bericht der Kommission an das

Rechtsgemeinschaft und Rolle des EuGH

bereich sollten daher grundsitzlich nicht mehr mit
Hilfe der Ausnahmeklausel des Artikels 346 AEUV,
also auRerhalb des durch die Binnenmarktvorschrif-
ten gesteckten Rahmens vergeben werden. Bis August
2011 hatten drei Mitgliedstaaten der Kommission
angezeigt, die Richtlinie vollstindig umgesetzt zu
haben, ein vierter folgte im September 2011. Gegen
23 Mitgliedstaaten leitete die Kommission vor dem
EuGH Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 258
AEUV ein, worauthin 15 dieser 23 Staaten der Kom-
mission bis Mdrz 2012 mitteilten, die Vorgaben kom-
plett erfiillt zu haben. Die Verfahren gegen die iibri-
gen acht Mitgliedstaaten liefen weiter. Bis Juni 2012
wiederum hatten zwei von ihnen die Richtlinie voll-
stindig, zwei weitere sie lediglich teilweise umgesetzt.
Mit ihren Vorschldgen zur Schaffung eines europé-
ischen Riistungsmarktes will die Kommission errei-
chen, dass Rechtsverbindlichkeit bei der Umsetzung
der Richtlinien 2009/43 und 2009/81 hergestellt wird,
um auf diese Weise weniger abhdngig von Riistungs-
anbietern aus Drittstaaten zu werden.

Migration: Ein weiterer Priifstein fiir europdische
Resilienz sind die Vertragsverletzungsverfahren gegen-
tiber Ungarn, Tschechien und Polen. Die Kommission
wirft den drei Staaten vor, EU-Recht zu verletzen, weil
sie sich nicht an der Verteilung von Fliichtlingen auf
die Mitgliedstaaten der Union beteiligen wollen. Das
rechtliche Vorgehen gegen die drei Staaten ist aus-
schlaggebend fiir die Einheitlichkeit der europdischen
Politik und damit die Vorbedingung fiir Abkommen
mit Drittstaaten. Die Staaten der Union hatten im
September 2015 mehrheitlich beschlossen, 160000
der in Italien und Griechenland angekommenen
Menschen unter den Mitgliedslindern aufzuteilen.
Nach einem Quotensystem sollten alle Fliichtlinge bis
September 2017 in andere Mitgliedstaaten gebracht
werden, doch zu diesem Zeitpunkt waren es nur rund
21000 Migranten.

Noch weigern sich mehrere osteuropdische Liander,
die rechtlich verbindliche Entscheidung mitzutragen.
Ungarn und die Slowakei haben vor dem Europdi-
schen Gerichtshof in Luxemburg gegen die Verpflich-
tung geklagt, Fliichtlinge aufzunehmen. Polen und
Ungarn haben bislang keinen einzigen Fliichtling
aufgenommen; Tschechien hat zwar zwolf Asylbewer-
ber aus Griechenland einreisen lassen, aber seit einem
Jahr keine weiteren Fliichtlinge aus dem Umvertei-

Europdische Parlament und den Rat iiber die Umsetzung der Richtlinie
2009/81/EG zur Auftragsvergabe in den Bereichen Verteidigung und
Sicherheit, COM(2012) 565 final, Briissel, 2.10.2012.
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lungsprogramm {ibernommen. Deswegen hat die
Kommission Mitte Juni 2017 gegen diese drei Linder
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet, die zu Geld-
buflen fithren konnten. Als einziges der vier Linder
der sogenannten Visegrad-Gruppe hat die Slowakei
kiirzlich eine kleine Zahl von Fliichtlingen aufgenom-
men, sodass es derzeit nicht von einem &hnlichen
Verfahren bedroht ist. Fiir Osterreich galt bis Mirz
2017 eine Ausnahmeregelung, weil das Land selbst
hohe Fliichtlingszahlen aufwies. Mittlerweile hat
Wien aber auch zugesagt, Asylbewerber nach dem
Quotensystem aufzunehmen.

Auch im Bereich des Individualrechtsschutzes ist
der EuGH ein wichtiger Akteur, wenn es darum geht,
Rechtsbriichen von Mitgliedstaaten zu begegnen.
Unmittelbar vor dem Sondergipfel zur Fliichtlings-
politik im September 2015 leitete die Europdische
Kommission 40 Vertragsverletzungsverfahren gegen
19 EU-Lander ein. Ihnen wurde vorgeworfen, die
bestehende europdische Asylgesetzgebung bisher
nicht ausreichend umgesetzt zu haben. Dabei handelt
es sich um Verordnungen zur Anerkennung von
Flichtlingen, zu den Mindestnormen fiir Asylverfah-
ren und zu den Aufnahmebedingungen fiir Asyl-
bewerber. Von diesen Strafverfahren waren neben
Deutschland unter anderem Frankreich, Italien, Oster-
reich, Spanien, die Niederlande und Ungarn betroffen.
Kommissionsprésident Jean-Claude Juncker hatte
bereits zwei Wochen vor dem Ratsgipfel Vertrags-
verletzungsverfahren gegen jene Staaten angekiindigt,
welche die Beschliisse zur gemeinsamen Asylpolitik
nicht ausgefiihrt haben. Hierzu zdhlt insbesondere die
Richtlinie 2013/32/EU,!*® in der gemeinsame Verfah-
ren fiir die »Zuerkennung und Aberkennung des inter-
nationalen Schutzes« geregelt sind. Die Verordnung
2013/33/EU legt »Normen fiir die Aufnahme von Per-
sonen, die internationalen Schutz beantragenc fest.!?
Inhaltlich regeln beide Rechtsakte eine Vielzahl recht-

118 Europdische Union, »Richtlinie 2013/32/EU des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zu
gemeinsamen Verfahren fiir die Zuerkennung und Aberken-
nung des internationalen Schutzes (Neufassung)c, in: Amts-
blatt der Europdischen Union, L 180/60, 29.6.2013, <http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0]J:1:2013:180:00
60:0095:DE:PDF> (eingesehen am 29.6.2017).

119 Europdische Union, »Richtlinie 2013/33/EU des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur
Festlegung von Normen fiir die Aufnahme von Personen, die
internationalen Schutz beantragen (Neufassung)«, in: Amts-
blatt der Europdischen Union, L 180/96, 29.6.2013, <http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0]J:1:2013:180:00
96:0116:DE:PDF> (eingesehen am 29.6.2017).
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licher Fragen und Pflichten bei der Aufnahme von
Flichtlingen. Weil den Staaten Vertragsverletzungs-
verfahren drohten, zeigten sich die meisten von ihnen
kooperationsbereit.

Sanktionen: Die Rechtsprechung des EuGH hat
erwiesen, dass das Recht auch fiir die GASP ein stabiles
Integrationsinstrument ist. Werden Sanktionen ver-
hédngt, miissen rechtsstaatliche Mindeststandards
gegentiiber den betroffenen Biirgerinnen und Biirgern
der EU erfiillt werden.'?° Manche Personen haben
bereits gegen ihre Aufnahme in die Sanktionslisten
geklagt. In der Folge wurden Listungsbeschliisse auch
schon fiir nichtig erklirt. Der EuGH hatte am 3. Sep-
tember 2008 mit seinen Fillen Kadi und Al Barakaat
eine Grundsatzentscheidung getroffen. Demnach
kénnen nicht nur EU-autonome Sanktionen von der
Gerichtsbarkeit der Union iiberpriift werden. Zudem
kann die EU Sanktionen der Vereinten Nationen ohne
eigene materiell-rechtliche Priifung tibernehmen.
Zundichst hatte der EuGH die Verordnung zur Umset-
zung der VN-Resolutionen fiir nichtig erklirt, da sie
rechtsstaatliche Mindeststandards verletzt habe, vor
allem den Anspruch auf rechtliches Gehér und das
Gebot des Rechtsschutzes. Daraufhin erlief die EU
eine Verordnung, um diese Mdngel zu beseitigen, und
das EU-Verfahren zur Ubernahme von VN-Listungen
wurde angepasst.

Parallel dazu hat auch der Sanktionsausschuss des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen auf der Grund-
lage von Resolution 1822 (2008) damit begonnen, sein
Listungsverfahren rechtsstaatlicher zu machen.!?!
Nach einem Urteil des EuGH vom 30. September 2010
ist die erneute Listung einer Person durch die EU nich-
tig, wenn der Sicherheitsrat der VN sie zuvor bereits
wegen des Vorwurfs der Terrorfinanzierung gelistet
hat (Kadi-II-Urteil).'22 Der EuGH hat beanstandet, dass
diese Art der Listungsentscheidung grundséatzlich
nicht den Anforderungen an Grundrechtsstandards
der EU geniigt. Eine Listungsentscheidung muss nach
Widerspruch des Betroffenen umfassend tiberpriift
werden; Beweismittel sind offenzulegen. Am 18. Juli

120 Eckes, »The CFSP and Other EU Policies« [wie Fn. 115];
Eckes, »Common Foreign and Security Policy« [wie Fn. 115].
121 United Nations Security Council, Resolution 1822 (2008),
New York, 30.6.2008, <http://[www.un.org/ga/search/view
_doc.asp?symbol=S/RES/1822%20%282008%29> (eingesehen
am 29.6.2017).

122 EuGH, Urteil vom 30.9.2010 - T-85/09, <http://curia
.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=83733
&pagelndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part
=1> (eingesehen am 29.6.2017).



2013 hat der EuGH dieses Urteil bestitigt. Fiir die
Union hat die Durchsetzung des Rechtsschutzes Prio-
ritdt — noch vor der volkerrechtsgetreuen Umsetzung
von Sanktionen der Vereinten Nationen.

Datenschutz und Datensicherheit: Ein Kern-
bereich europdischer Resilienz gegentiiber Datenmiss-
brauch ist der Aufbau effektiver Instrumente, um
Datenschutz und Datensicherheit zu gewdhrleisten.
Die persoénlichen Daten europdischer Internetnutzer
seien nicht ausreichend vor dem Zugriff der Behérden
in den USA geschiitzt,'?3 entschied der Europdische
Gerichtshof in Luxemburg Anfang Oktober 2015. Auch
gab er so dem Osterreicher Max Schrems recht, der
geklagt hatte, weil er seine Facebook-Daten in den USA
nicht vor staatlicher Uberwachung geschiitzt sah.!2*
Mit seinem Urteil hat der EuGH das sogenannte Safe-
Harbor-Abkommen der Europédischen Kommission
tiber den Datenschutz in den USA fiir ungiiltig erklart.
Zudem verboten die irischen Datenschutzbehorden
die Ubermittlung europiischer Facebook-Daten auf
Server in den USA, weil dies nicht mit europdischem
Recht vereinbar war. Aufgrund des EuGH-Urteils sah
sich die Kommission gezwungen, ein neues Abkom-
men mit den USA auszuhandeln, das Privacy Shield.

Vor seiner Entscheidung in Sachen Facebook hatte
der Gerichtshof Datenschutz und Datensicherheit in
Europa bereits mit zwei anderen Urteilen Geltung
verschafft: im April 2014 zur Richtlinie der Union zur
Vorratsdatenspeicherung!?> und im Mai desselben
Jahres zum »Recht auf Vergessen« und gegen Google.
In seinem Entscheid zur Vorratsdatenspeicherung

123 Annegret Bendiek, »Am Ende werden Gerichte entschei-
denlk, in: Zeitschrift fiir Aufen- und Sicherheitspolitik, 8 (2015) 3,

S. 335-345 (335); Henry Farrell/Abraham Newman, »The Trans-

atlantic Data Wary, in: Foreign Affairs, 95 (2016) 1, S. 124-133.
124 Paul De Hert/Pedro Cristobal Bocos, »Case of Roman
Zakharov v. Russia: The Strasbourg Follow up to the Luxem-
bourg Court’s Schrems Judgmentg, Strasbourg Observers (Blog),
23.12.2017, <https:/[strasbourgobservers.com/2015/12/23/
case-of-roman-zakharov-v-russia-the-strasbourg-follow-up-to-
the-luxembourg-courts-schrems-judgment/> (eingesehen am
29.6.2017).

125 Im Dezember 2016 entschied der EuGH, dass die Mit-
gliedstaaten den Betreibern elektronischer Kommunikations-
dienste keine allgemeine Verpflichtung zur Vorratsdaten-
speicherung auferlegen diirfen. Gerichtshof der Europdischen
Union, Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-203/15, C-
698/15, Luxemburg, 21.12.2016; Dennis-Kenji Kipker, »Neues
in Sachen Vorratsdatenspeicherung: Das jiingste Urteil

des EuGH vom 21.12.2016¢, beck-community (Blog), 7.1.2017,
<https://community.beck.de/2017/01/07/neues-in-sachen-
vorratsdatenspeicherung-das-juengste-urteil-des-eugh-vom-
21122016> (eingesehen am 29.6.2017).
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verlangte der Gerichtshof Minimalstandards in Daten-
sicherheit und Datenschutz. Auf diese Weise sorgte
er dafiir, dass die Umsetzung von Richtlinien im Zuge
der EU-Cybersicherheitsstrategie von 2013 Fahrt auf
nahm.!?¢ Zuletzt hat der EuGH im Juli 2017 das ge-
plante Fluggastdaten-Abkommen der EU mit Kanada
fiir rechtswidrig erklart, da es Grundrechte ihrer
Biirger und Biirgerinnen verletze. Es ist das erste Mal,
dass die hochsten Richter ein internationales Abkom-
men mit Verweis auf die Charta der Grundrechte der
EU abgelehnt haben. Dieses Gutachten diirfte sich auf
andere Abkommen der Union auswirken, etwa mit
den USA oder Australien, aber auch die innereuropa-
ische Fluggastdaten-Richtlinie beeinflussen.
GSVP-Missionen: Die militdrischen Operationen
der Union liefern erste Anzeichen dafiir, dass die
Bedeutung des Individualrechtsschutzes in der GASP/
GSVP wichst. Nach Artikel 43 Absatz 1 EUV kénnen
GASP/GSVP-Missionen gemeinsame Abriistungsmal3-
nahmen ebenso umfassen wie Kampfeinsidtze im Rah-
men der Krisenbewdltigung — einschlief3lich frieden-
schaffender MaRnahmen und Operationen, um die
Lage nach Konflikten zu stabilisieren. Weil die EU bei
ihren Militdrmissionen auf Truppenverbdnde der
Mitgliedstaaten zuriickgreifen kann und zugleich
Volkerrechtsstatus gemadfR Artikel 47 EUV als Kombat-
tant besitzt, stellen sich immer dringlichere Fragen,
die Verantwortlichkeit und Rechtsschutzmoglich-
keiten im Falle solcher militdrischer Handlungen
betreffen. Laut Artikel 7 DARIO (Draft Articles on the
Responsibility of International Organizations) haftet
eine internationale Organisation, sobald sie »wirk-
same Kontrolle« tiber die Handlung eines ausgeliehe-
nen Organs ausiibt.!?” Die von den Regierungen
gewollte Abschottung des auswértigen Handelns von
rechtsstaatlichen Prinzipien ist damit hinféllig. Der
Europdische Gerichtshof hat die DARIO-Entscheidung
als Maf3stab in seiner Leitentscheidung Behrami und

126 Nikolas Ott/Hugo Zylberberg, »A European Perspective on
the Protection of Personal Data in Cyberspace: Explaining
How the European Union is Redefining Borders«, in: Kennedy
School Review, 16 (2016), S. 69-75.

127 »The conduct of an organ of a State or an organ or agent
of an international organization that is placed at the disposal
of another international organization shall be considered
under international law an act of the latter organization if
the organization exercises effective control over that conduct.«
International Law Commission, »Draft Articles on the Re-
sponsibility of International Organizations — DARIO, Art. 7«:
in: Yearbook of the International Law Commission, Band 11, Teil 2,
2011, <http:/[legal.un.orgfilc/texts/instruments/english/draft
_articles/9_11_2011.pdf> (eingesehen am 23.8.2017).
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Saramati herangezogen, um iiber die Zurechnung von
Handlungen der KFOR-Truppen im Kosovo in der EU-
Mission zu befinden. In einer Rechtsprechung des
Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (EGMR)
heiflt es ferner, dass sich entsendetes Personal in
jedem Fall fiir Menschenrechtsverletzungen zu ver-
antworten hat, die von ihm ausgehen. Im Jahr 2012
hat der EGMR in seinem wegweisenden Hirsi-Urteil
klargestellt, dass die Menschenrechte auch auf hoher
See anwendbar sind. Sobald sich Fliichtlinge auf
einem europdischen Schiff befinden, ist der jeweilige
Staat fiir sie zustdndig. Er muss den Fliichtlingen
Zugang zum Asylverfahren verschaffen. Im Hirsi-
Verfahren hatte der EGMR nur iiber eine sogenannte
Push-Back-Operation von Italien nach Libyen zu
entscheiden. Bei einer solchen Operation geht es
darum, ausldndische Personen ohne Aufenthaltstitel
zuriickzudrdngen, bevor sie ihr Zielland erreichen.
Doch die Vorgaben aus dem Urteil gelten fiir Riick-
schiebungen in alle afrikanischen Transitstaaten, in
denen Fliichtlingen erniedrigende oder unmensch-
liche Behandlung oder sogar Folter drohen. Die Riick-
schiebung in solche Staaten verstdRt gegen Artikel 3
der Europdischen Menschenrechtskonvention.!?8 Da
die laufenden GASP-Missionen einen starken Bezug

zu Grenzschutz und Migration haben, betreffen auch
sie unmittelbar den Individualrechtsschutz. Hier diirf-
te ein wichtiges Feld fiir kiinftige resilienzrelevante
Urteile des EuGH liegen.

Alle diese Gerichtsentscheidungen bringen deutlich
zum Ausdruck, dass nicht nur das auswartige Handeln
der EU, sondern auch die GASP zunehmend der recht-
lichen Normierung durch den EuGH unterliegt. Die
alte Trennung zwischen interner Rechtsgemeinschaft
und externer Politik wird immer stirker aufgeweicht
und ist kaum noch aufrechtzuerhalten.!?® Gleichzeitig
wird sichtbar, dass die Resilienz der europdischen
Rechtsgemeinschaft gegeniiber mitgliedstaatlichen
Verletzungen des gemeinsamen Rechtsbestandes sich
nicht auf den Binnenmarkt beschrdnkt, sondern vom

128 European Court of Human Rights, Grand Chamber,

Case of Hirsi Jamaa and Others v. Italy (Application no. 27765/09)
Judgment. This Version was Rectified on 16 November 2016 under Rule
81 of the Rules of Court, Strallburg, 23.2.2012.

129 Zu einer dhnlichen Einschdtzung kommt Thomas
Giegerich, »Wege zu einer vertieften Gemeinsamen Aufien-
und Sicherheitspolitik: Reparatur von Defiziten als >kleine
Losungw, in: Stefan Kadelbach (Hg.), Die Europdische Union

am Scheideweg: mehr oder weniger Europa?, Baden-Baden 2015,
S.135-182 (146).
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EuGH zunehmend auf das Feld der Aullen- und Sicher-
heitspolitik Gibertragen wird.

Reformperspektiven

Das Paradigma der Resilienz sprengt die alte Inte-
grations- und Handlungslogik der GASP auf. Die Idee
der demokratischen Transformation der europdischen
Nachbarschaft und das Ziel der immer weiteren Inte-
gration aller Mitgliedstaaten treten in den Hinter-
grund. Stattdessen konzentriert sich die EU darauf,
ihre Widerstandskraft gegentiber externen Bedrohun-
gen zu erhohen, und entwickelt neue flexible Koope-
rationsformen verdichteter Integration unter Ein-
schluss auRereuropdischer Staaten. Zugleich ist die EU
durchaus bereit, in einzelnen Politikfeldern mit einer
begrenzten Zahl von Mitgliedstaaten voranzugehen,
wenn sich keine umfassenden Konsense finden lassen.

Die angestrebte Sicherheits- und Verteidigungs-
union baut auf drei Sdulen auf: der Sicherheitsunion,
der Verteidigungsunion und der Zusammenarbeit
zwischen EU und Nato. Mit ihrer Hilfe soll die Wider-
standsfihigkeit der EU gegentiiber dufieren und
inneren Risiken und Herausforderungen gesteigert
werden. Zwar ist sie funktional und regional flexibel,
fithrt aber zur Konzentration politischer Macht in der
GASP. In der neu entstehenden Sicherheits- und
Verteidigungsunion wandeln sich klassische Felder
der Innenpolitik wie Cybersicherheit oder Migrations-
politik in Aktionsfelder der GASP. Je mehr sich die
Handlungsfelder der Auf3en- und Sicherheitspolitik
ausweiten, desto stirker o6ffnet sich die GASP fiir den
Verrechtlichungsanspruch des EuGH. Zugleich wird
die Trennung zwischen verrechtlichter Innen- und
Justizpolitik sowie »politischer« AufRen- und Sicher-
heitspolitik in zentralen Bereichen verwdssert oder
sogar Giberwunden, etwa der Terrorismusbekdmpfung,
der Bekdmpfung organisierter Kriminalitdt, dem
Grenzschutz sowie der Cybersicherheit.

All dies hat eine Reihe von Konsequenzen fiir das
Selbstverstdndnis der EU als internationaler Akteur:

Erstens: Das »Europa der Sicherheit« und der Begriff
Resilienz stehen in einem offenkundigen Spannungs-
verhdltnis zur Idee des Multilateralismus und erst
recht zur Idee des »effektiven Multilateralismus, so
wie dieser noch in der fritheren Europdischen Sicher-
heitsstrategie (ESS) von 2003 verankert war. Sicher-
heit, verstanden als Resilienz, erfordert den Abbau von
Verwundbarkeit und Verletzlichkeit. Das hief3e auch,
dass sich die Interdependenz vor allem in den Dritt-


https://de.wikipedia.org/wiki/Aufenthaltstitel

staatsbeziehungen der EU verringert. Eine multilate-
rale Weltordnung basiert hingegen auf der Idee globa-
ler 6ffentlicher Giiter und auf der Einsicht, dass die
Akteure aufeinander angewiesen und deswegen gut
beraten sind, zusammenzuarbeiten. Daher ist hoch-
gradig strittig, ob das Paradigma der Resilienz der Idee
einer multilateralen Ordnung widerspricht oder nicht.

Zweitens: Sollten sich Sicherheits- und Verteidi-
gungsunion tatsdchlich zu neuen Kernelementen des
Integrationsprozesses entwickeln, dirfte damit eine
normative Gewichtsverlagerung der Union einherge-
hen, weg vom kosmopolitischen Anspruch der Markt-
integration, hin zu einem auf Abschottung ausgerich-
teten Integrationsprojekt. Mit einem Europa der
Sicherheit und Verteidigung kénnten alte Konfronta-
tionsmodi, Sicherheitsdilemmata und ein Riistungs-
wettlauf zurlickkehren. Das Streben der EU nach
»strategischer Autonomie« ist ein hoher und auf den
ersten Blick reizvoller Anspruch. Er steht allerdings
im Widerspruch zur Idee einer zusammenwachsenden
und interdependenten Welt, in der Konflikte nicht
einseitig (strategisch autonom) beigelegt werden, etwa
durch maximale Abschreckung, sondern im Modus
des Dialogs und der Kooperation. Es bedarf daher der
Begriffskldrungen, vor allem in Fragen technologischer
Souverdnitdt mit Blick auf das Verhaltnis zwischen EU
und Nato. Grundsétzlich konkurriert ndmlich die Idee
einer strategischen Autonomie mit der angepeilten
engeren Verkniipfung des europdischen und des
amerikanischen Pfeilers westlicher Sicherheitspolitik.
Nicht strategische Autonomie, sondern strategische
Verflechtung und Interdependenz sollte daher das Ziel
europdischer Aufien- und Sicherheitspolitik sein,
gerade im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit den
USA und Grof3britannien innerhalb der europdischen
Sicherheitsordnung.

Drittens: Resilienz steht in engem Zusammenhang
mit Begriffen wie Selbstbehauptung, Ertiichtigungs-
initiative, digitale Souverdnitdt oder Externalisierung
von Migration. An dieser Wortwahl ldsst sich ablesen,
dass die EU ihren Transformationsanspruch in ihrem
auswadrtigen Handeln gegentiber Drittstaaten zuriick-
nimmt und aufjene Elemente beschrdnkt, die fiir die
Resilienz von Bedeutung sind, also in dem Sinne, die
Stabilitdt der politischen Ordnung als Rechts- und
Wertegemeinschaft zu bewahren. Dies heil3t zwar
nicht, dass die EU sich nicht mehr fiir Menschenrechte
und Rechtsstaatlichkeit in Drittstaaten stark machen
wiirde, aber die Priorititen werden neu gesetzt. Das
neue Leitmotiv der EU, »ein sicheres und geschiitztes
Europag, wurde im Mérz 2017 in der Erkldrung von

Reformperspektiven

Rom verankert. Darin wurde ein klarer Vorrang euro-
pdischer Interessen in einer zunehmend »komplexen,
umstrittenen und konfliktreichen« Umwelt (Nathalie
Tocci) postuliert. Widerstandsfihig will jede souve-
rdne Einheit sein, auch weil das die Kooperation er-
leichtert. Doch nicht alle Gesellschaften, nicht einmal
innerhalb der EU, sind willens, sich dem rechtspoliti-
schen Resilienzverstindnis zu unterwerfen, das die
»Herren der Vertrige« dem auswdrtigen Handeln der
EU durch seine vertragliche Dogmatik und Begrenzt-
heit einst selbst zugrunde gelegt haben.

Viertens: Im Juni 2017 beschloss der Europdische
Rat, dass die Union kiinftig verstarkt auf Formen
der flexiblen Integration zurtickgreifen wird. Dazu
gehoren die Stdndige Strukturierte Zusammenarbeit,
die verstirkte Zusammenarbeit und konstruktive
Enthaltungen. All dies soll helfen, die jahrzehntelange
Blockade im auf3en- und sicherheitspolitischen Inte-
grationsprozess zu beseitigen und das Europa der
Sicherheit und Verteidigung zu verwirklichen. Ange-
trieben wird dieser Prozess von einer Erweiterung der
bisherigen Achse Berlin-Paris um Rom und der immer
intensiveren Kooperation dieser drei Mitgliedstaaten
vorzugsweise mit Mitgliedern der Eurozone. Die noch
zu schaffende Sicherheits- und Verteidigungsunion
soll dabei inklusiv und offen fiir alle EU-Mitglied-
staaten und engen Partner wie GroRbritannien und
die USA sein. Innerhalb der EU miissten jedoch quali-
fizierte Mehrheitsentscheidungen moglich werden,
ein VorstoR, der zwar von Kommissionsprasident
Juncker 2017 explizit unterstiitzt wurde, aber poli-
tisch schwer umzusetzen sein wird. Wenn der EuGH
weiterhin eine aktive Rolle in der europarechtlichen
Durchdringung europdischen auswartigen Handelns
spielt, diirfte diese Verdichtung europdischer Hand-
lungsfihigkeit in absehbarer Zeit auch einen Macht-
gewinn der supranationalen Ebene zur Folge haben.
Die Stellung des EuGH gegentiber den Mitgliedstaaten
wiirde in der AuRen- und Sicherheitspolitik aufgewer-
tet. Auch dirften das Europédische Parlament und
die nationalen Parlamente die Hohe Vertreterin und
den EAD in Zukunft stirker in die Pflicht nehmen
und Rechenschaft von ihnen verlangen. Ein wichtiger
Hebel hierfiir wire eine interinstitutionelle Verein-
barung zwischen der Hohen Vertreterin und dem EP,
damit dessen Anfragen ziligig bearbeitet und bertick-
sichtigt werden.

Diesen Herausforderungen sollte die EU begegnen,
indem sie kurzfristig ein europdisches WeiRbuch zur
Sicherheit und Verteidigung entwickelt und mittel-
fristig Vertragsdnderungen auf den Weg bringt. Die
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Globale Strategie der EU (EUGS) vom Juni 2016 ist
ein nichtbindendes Dokument. Ein europdisches
WeilRbuch zur Sicherheit und Verteidigung wiirde die
inhaltliche Neuausrichtung der EUGS prézisieren und
die Strategie technisch gesprochen in ein »indossier-
tes« und damit rechtlich verbindlicheres Dokument
umwandeln, das von den nationalen Parlamenten
angenommen werden miisste. Europapolitik sollte
hier mit offenen Karten spielen, damit die Diskrepanz
zwischen oOffentlicher Darstellung der EU als norma-
tiver Macht und tatsdchlicher Ausrichtung der GASP
auf das neue »Europa der Sicherheit« nicht die 6ffent-
liche Unterstiitzung fiir Europa sowie dessen demo-
kratische wie strategische Glaubwiirdigkeit gefdhrdet.
Im Zuge der Erstellung des erwdhnten WeiRbuchs
misste zundchst konzeptionell geklirt werden, ob
und wie der Begriff Resilienz zum Multilateralismus
und zum Transformationsanspruch passt. Ihre Stiarke
gewinnt europdische Auflen- und Sicherheitspolitik
aus dem Bekenntnis zum Multilateralismus und aus
der Anerkennung, dass sie aus Europas Vergangenheit
Lehren fiir ihre Wertvorstellungen ziehen kann, fir
die sie sich seit Ende des Zweiten Weltkriegs einsetzt.
Ironischerweise werden gerade manche globalen
Normen und Institutionen wieder in Frage gestellt,
die in den letzten beiden Jahrzehnten sorgfiltig auf
gebaut wurden und die Abkehr von der Souverdnitdt
als Straflosigkeit zum Ziel haben, darunter die Schutz-
verantwortung und der Internationale Strafgerichts-
hof. Auch stehen die Prinzipien flexible Integration
und strategische Autonomie der EU in einem Span-
nungsverhdltnis und bediirfen inhaltlicher Ausklei-
dung, die iiber die Terminologie eines normenorien-
tierten Pragmatismus (»principled pragmatisme)
hinausreicht. Sicherheit hdngt zwar immer mehr von
politischer Stabilitdt in anderen Lindern ab. AufRen-
politik und Verteidigungspolitik sollten aber nicht
zwangsldufig dort ansetzen, wo traditionell Wirt-
schafts- und Innenpolitik verortet waren. Erst dann
wird der hohe Anspruch einer Resilienz sichtbar, die
weit tiber ErtiichtigungsmafRnahmen, technologische
Souverdnitidt und Externalisierung von Flucht und
Migration in Drittstaaten hinausgeht. Die Globale
Strategie der EU zur AulRen- und Sicherheitspolitik
lisst gentigend Spielraum fiir einen inklusiven Pro-
zess, in dem ein europdisches Weilbuch zur Sicher-
heit und Verteidigung erstellt werden kann. Grof3-
britanniens Austritt aus der EU eroffnet zudem mittel-
fristig Gelegenheiten fiir Vertragsreformen der EU,
in denen die notwendigen Primdrrechtsinderungen
vollzogen werden kénnten.
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Abkiirzungsverzeichnis

AEUV Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union

ASEAN Association of Southeast Asian Nations

AU Afrikanische Union

CCDCOE Cooperative Cyber Defence Centre of Excellence
(Nato)

CDP Capability Development Plan

CERT-EU Computer Emergency Response Team (EU)

CoDaBa Collaboration Database

CODUN Arbeitsgruppe »Globale Abriistung und
Riistungskontrolle« des Rates der Europdischen
Union

COHOM Arbeitsgruppe »Menschenrechte« des Rates der
Europdischen Union

COJUR Arbeitsgruppe »Volkerrecht« des Rates der
Europdischen Union

CONOP Arbeitsgruppe »Allgemeine Angelegenheiten« des
Rates der Europdischen Union

CORAM Arbeitsgruppe »Konventionelle Riistungskontrolle«
des Rates der Europdischen Union

COSAC Conference of Community and European Affairs
Committees of Parliaments of the European Union

COTER Arbeitsgruppe »Terrorismus« des Rates der
Europdischen Union

CSIRT Computer Security Incident Response Team

DARIO Draft Articles on the Responsibility of International
Organizations

EAD Europdischer Auswartiger Dienst

EC3 European Cybercrime Centre

ECFR European Council on Foreign Relations

EDA European Defence Agency

EDAP European Defence Action Plan

EDF European Development Fund

EG Europdische Gemeinschaft

EGMR Europdischer Gerichtshof fiir Menschenrechte

EIB Europdische Investitionsbank

EMRK Europdische Menschenrechtskonvention

ENISA European Union Agency for Network and
Information Security

ENP Europdische Nachbarschaftspolitik

EP Europdisches Parlament

ESS Europdische Sicherheitsstrategie

ESVP Europdische Sicherheits- und Verteidigungspolitik

EU Europdische Union

EUBAM EU Border Assistance Mission

EUCAP EU Capacity Building Mission

EuGH Europdischer Gerichtshof

EUGS European Union Global Strategy

EUNAVFOR MED  European Naval Force - Mediterranean

EUPLC European Union Planning and Liaison Cell

EUV Vertrag tiber die Europdische Union

EZB Europdische Zentralbank

GASP Gemeinsame Aufien- und Sicherheitspolitik

GGE Group of Governmental Experts

GSVP Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik

INTCEN Intelligence and Situation Centre

IS »Islamischer Staatc

Abkiirzungsverzeichnis

IStGH Internationaler Strafgerichtshof

MASFAD Military Multi-Agent System for Advanced
Persistent Threat Detection

MMD Migration and Mobility Dialogue

MPCC Military Planning and Conduct Capability

Nato North Atlantic Treaty Organization

NIS Netz- und Informationssysteme

OSZE Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa

PESCO Permanent Structured Cooperation

PRISM Prevention of Conflicts, Rule of Law/Security Sector
Reform, Integrated Approach, Stabilisation and
Mediation

PSK Politisches und Sicherheitspolitisches Komitee

SNMG 2 Standing NATO Maritime Group 2

VN Vereinte Nationen

ZIF Zentrum fiir Internationale Friedenseinsitze

Lektiireempfehlungen

Annegret Bendiek

Das neue »Europa der Sicherheit«. Elemente fiir
ein europdisches Weillbuch zur Sicherheit und
Verteidigung

SWP-Aktuell 37/2017, Mai 2017

Rosa Beckmann/Ronja Kempin
EU-Verteidigungspolitik braucht Strategie.
Eine politische Auseinandersetzung mit den
Reformzielen der GSVP wagen!

SWP-Aktuell 60/2017, August 2017
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https://www.swp-berlin.org/wissenschaftler-detail/rosa-beckmann/
https://www.swp-berlin.org/wissenschaftler-detail/ronja-kempin/

	Titelblatt
	Inhaltsverzeichnis
	Problemstellung und Empfehlungen
	Das alte Paradigma: Transformation
	EU als normative und imperiale Macht
	Kritik am transformatorischen Ansatz

	Das neue Paradigma: Resilienz
	Die Sicherheits- und Verteidigungsunion
	Sicherheitsunion
	Verteidigungsunion
	EU-Nato-Zusammenarbeit
	Cybersicherheit
	Migration

	Rechtsgemeinschaft und Rolle des EuGH
	Reformperspektiven

	Abkürzungsverzeichnis

